
Grundgesetz Artikel 16a  

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, 
werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den 
Fällen des Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem 
hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden. 
(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt 
werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen 
politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, daß dort weder politische Verfolgung 
noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird 
vermutet, daß ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht 
Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, daß er entgegen dieser Vermutung 
politisch verfolgt wird. 
(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen des Absatzes 3 
und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder als offensichtlich 
unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang kann eingeschränkt 
werden und verspätetes Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch 
Gesetz zu bestimmen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten nicht entgegen, die 
unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
deren Anwendung in den Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, 
Zuständigkeitsregelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der 
gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen treffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Auszug aus dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 

 
abgeschlossen am 12.03.2018 für die19. Legislaturperiode 

 
 
 

I. Zuwanderung steuern – Integration fordern und unterstützen 
 
1. Flüchtlingspolitik 
Deutschland bekennt sich zu seinen bestehenden rechtlichen und humanitären 
Verpflichtungen. Wir werden das Grundrecht auf Asyl nicht antasten: Wir bekennen uns 
strikt zum Recht auf Asyl und zum Grundwertekatalog im Grundgesetz, zur Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK), zu den aus dem Recht der EU resultierenden Verpflichtungen 
zur Bearbeitung jedes Asylantrags sowie zur UN-Kinderrechtskonvention und zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention. 
 
Wir sind stolz auf die Integrationsleistung unseres Landes, insbesondere auf das vielfältige 
ehrenamtliche Engagement in den Städten und Gemeinden. Wir sind uns darüber einig, 
dass die Integrationsfähigkeit unserer Gesellschaft nicht überfordert werden darf. 
Integrationsfähigkeit bemisst sich dabei nicht nur daran, wie die Aufnahme und Integration 
zugewanderter Menschen in die Gesellschaft gelingt, vielmehr beinhaltet sie auch unseren 
Anspruch, die Lebensbedingungen der hier lebenden Menschen gerade angesichts der zu 
bewältigenden Zuwanderung zu berücksichtigen (z. B. Versorgung mit Kita-Plätzen, 
Schulen, Wohnungen). 
 
Deswegen setzen wir unsere Anstrengungen fort, die Migrationsbewegungen nach 
Deutschland und Europa angemessen mit Blick auf die Integrationsfähigkeit der 
Gesellschaft zu steuern und zu begrenzen, damit sich eine Situation wie 2015 nicht 
wiederholt. 
 
Bezogen auf die durchschnittlichen Zuwanderungszahlen, die Erfahrungen der letzten 
zwanzig Jahre sowie mit Blick auf die vereinbarten Maßnahmen und den unmittelbar 
steuerbaren Teil der Zuwanderung – das Grundrecht auf Asyl und die Genfer 
Flüchtlingskonvention bleiben unangetastet – stellen wir fest, dass die Zuwanderungszahlen 
(inklusive Kriegsflüchtlinge, vorübergehend Schutzberechtigte, Familiennachzügler, 
Relocation, Resettlement, abzüglich Rückführungen und freiwilligen Ausreisen künftiger 
Flüchtlinge und ohne Erwerbsmigration) die Spanne von jährlich 180 000 bis 220 000 nicht 
übersteigen werden. Dem dient auch das nachfolgende Maßnahmenpaket.  
 
Es soll eine Fachkommission der Bundesregierung eingesetzt werden, die sich mit den 
Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit befasst und einen entsprechenden Bericht 
dem Deutschen Bundestag zuleitet. Wir stärken die Migrations- und Integrationsforschung. 
 
Wir wollen Fluchtursachen bekämpfen, nicht die Flüchtlinge. 
 
Dazu wollen wir: 
 die Entwicklungszusammenarbeit verbessern; 
 den Ausbau humanitären Engagements; UNHCR und World Food Programme (WFP) 

angemessen ausstatten und für eine kontinuierliche Finanzierung sorgen; 
 das Engagement für Friedenssicherung ausweiten (u. a. Stärkung internationaler 

Polizeimissionen); 
 eine faire Handels- und Landwirtschaftspolitik (faire Handelsabkommen); 
 einen verstärkten Klimaschutz; 
 eine restriktive Rüstungsexportpolitik. 
 



Wir werden eine Kommission „Fluchtursachen“ im Deutschen Bundestag einrichten, die der 
Bundesregierung und dem Bundestag konkrete Vorschläge unterbreiten soll. 
 
Wir treten für ein gemeinsames europäisches Asylsystem ein und beteiligen uns daher aktiv 
am Prozess der Reform des Dublin-Verfahrens. Ein fairer Verteilmechanismus für 
Schutzbedürftige, die Frage der Menschenrechte in Drittstaaten sowie das Prinzip der 
Zuständigkeit des Ersteinreiselandes für Asylbewerber müssen hierbei eine übergeordnete 
Rolle spielen. Dabei muss klar sein, dass eine unbefristete Berufung auf einen anderen 
Staat der Ersteinreise ausscheidet. Bei der Ausgestaltung des Selbsteintrittsrechts wird die 
Frage der Herstellung der Einheit der Kernfamilie zu berücksichtigen sein. Damit eine 
Verteilung in der Praxis funktioniert, muss es wirksame Mechanismen zur Verhinderung von 
Sekundärmigration geben. Dazu wollen wir insbesondere die Asylverfahren einschließlich 
der Standards bei der Versorgung und Unterbringung von Asylbewerbern harmonisieren 
und dafür sorgen, dass volle Leistungen nur noch im zugewiesenen EU-Mitgliedstaat 
gewährt werden. In diesem Sinne wird sich die Bundesregierung in den Verhandlungen auf 
EU-Ebene abgestimmt positionieren. Dies gilt auch für eine gemeinsame Durchführung von 
Asylverfahren überwiegend an den Außengrenzen sowie gemeinsame Rückführungen von 
dort. Dabei werden europäische Menschenrechtsstandards eingehalten. 
 
Wir unterstützen eine Politik der EU, die verhindern soll, dass kriminelle Schlepper und 
Schleuser entscheiden, wer nach Europa kommt. Wir wollen Anreize ausschließen, die 
dadurch entstehen, dass Minderjährige von ihren Eltern unter Gefährdung des Kindeswohls 
zukünftig auf die gefährliche Reise vorgeschickt werden. 
 
Wir wollen die Zusammenarbeit mit UNHCR, IOM, Herkunfts- und Transitstaaten weiter 
ausbauen. Zur Sicherung der Freizügigkeit innerhalb Europas gehört ein wirksamer Schutz 
der europäischen Außengrenzen. Dazu wollen wir Frontex zu einer echten 
Grenzschutzpolizei weiterentwickeln. Bis der Schutz der EU-Außengrenzen effektiv 
funktioniert, sind Binnengrenzkontrollen vertretbar. 
 
Wir unterstützen europäische Beschlüsse zur Verteilung von Flüchtlingen (Relocation) und 
leisten einen angemessenen Beitrag zu Aufnahmekontingenten humanitär 
Schutzbedürftiger (Resettlement). Die Größenordnung dieses aus humanitären Motiven 
erfolgenden legalen Zugangs muss jedoch von der Größenordnung des Zugangs humanitär 
Schutzsuchender insgesamt abhängen. 

 
Für die Frage des Familiennachzugs wird Bezug genommen auf das Gesetz zur 
Verlängerung der Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten. Das 
Nähere regelt ein noch zu erlassendes Bundesgesetz.  
 
Für diese Regelung zum Familiennachzug bei subsidiär Geschützten ab dem 1. August 
2018 ist die Festsetzung erfolgt, dass der Zuzug auf 1000 Personen pro Monat begrenzt ist 
und die Härtefallregelung nach §§ 22 und 23 Aufenthaltsgesetz jenseits dieses Kontingents 
Anwendung findet. Die weitere Ausgestaltung des Gesetzes obliegt den Koalitionsparteien 
bzw. deren Bundestagsfraktionen. 
 
1. Dieser Familiennachzug wird nur gewährt, 

 wenn es sich um Ehen handelt, die vor der Flucht geschlossen worden sind, 
 keine schwerwiegenden Straftaten begangen wurden, 
 es sich nicht um Gefährder handelt,  
 eine Ausreise kurzfristig nicht zu erwarten ist. 

 
2. Mit der gesetzlichen Neuregelung wollen wir Anreize ausschließen, die dadurch 

entstehen, dass Minderjährige von ihren Eltern unter Gefährdung des Kindeswohls 
zukünftig auf die gefährliche Reise vorgeschickt werden. 

 



3. Mit der gefundenen Lösung zum Familiennachzug werden fortan subsidiär Geschützte 
im Rahmen des Kontingents eine ungefährliche Möglichkeit auf Familiennachzug ihrer 
Kernfamilie haben. Die Einstufung gemäß der GFK soll sachgerecht erfolgen 

 
2. Erwerbsmigration 
Unser Land braucht geeignete und qualifizierte Fachkräfte in großer Zahl. Kein Arbeitsplatz 
soll unbesetzt bleiben, weil es an Fachkräften fehlt. Den Fachkräftezuzug nach Deutschland 
haben wir in den vergangenen Jahren bereits erheblich verbessert und vereinfacht. Dieser 
Bedarf wird voraussichtlich in den nächsten Jahren aufgrund unserer guten wirtschaftlichen 
Entwicklung und wegen der rückläufigen Zahl junger Menschen, die neu ins Erwerbsleben 
eintreten, weiter steigen.  
 
Deshalb werden wir ein Regelwerk zur Steuerung von Zuwanderung in den Arbeitsmarkt 
und das damit verbundene Recht des Aufenthalts und der Rückkehr in einem Gesetzeswerk 
erarbeiten, das sich am Bedarf unserer Volkswirtschaft orientiert. Ein solches Gesetz wird 
die bereits bestehenden Regelungen zusammenfassen, transparenter machen und, wo 
nötig, effizienter gestalten.  
 
Maßgeblich zu berücksichtigen für den Zuzug nach Deutschland sind der Bedarf unserer 
Volkswirtschaft, Qualifikation, Alter, Sprache sowie der Nachweis eines konkreten 
Arbeitsplatzes und die Sicherung des Lebensunterhalts.  
 
Unter Fachkräften verstehen wir sowohl Hochschulabsolventen als auch Einwandererinnen 
und Einwanderer mit qualifizierter Berufsausbildung bzw. ausgeprägten berufspraktischen 
Kenntnissen. Eine Gleichwertigkeitsprüfung der beruflichen bzw. akademischen 
Qualifikationen der Fachkräfte soll möglichst ohne lange Wartezeiten erfolgen. Auf eine 
Vorrangprüfung wird verzichtet, soweit die Landesregierungen nicht in Bezirken mit hoher 
Arbeitslosigkeit an der Vorrangprüfung festhalten wollen. Unberührt hiervon bleibt die 
Prüfung der Arbeitsbedingungen auf Gleichwertigkeit durch die Bundesagentur für Arbeit.  
 
Mit einer klug gesteuerten Einwanderungspolitik für Fachkräfte unterstützen wir die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in Deutschland und verringern spürbar die Attraktivität von 
illegaler und ungesteuerter Einwanderung. 
 
Um angemessen auf Entwicklungen unseres Arbeitsmarktes reagieren zu können, achten 
wir darauf, nationale Regelungsmöglichkeiten für Zuwanderung in den Arbeitsmarkt zu 
erhalten.  
 
3. Gelingende Integration 
Menschen mit Migrationshintergrund gehören zu unserer Gesellschaft und prägen sie mit. 
Ihre Repräsentanz auf allen Ebenen in den Unternehmen, gesellschaftlichen Einrichtungen 
und vor allem auch im öffentlichen Dienst gilt es weiterhin zu verbessern. 
 
Die vielfältigen Integrationsmaßnahmen werden wir in einer bundesweiten Strategie nach 
dem Grundsatz „Fordern und Fördern“ bündeln, größere Transparenz in das Geflecht der 
bestehenden Integrationsmaßnahmen bringen, die Koordinierung zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen deutlich verbessern und dadurch eine effizientere Wahrnehmung der 
bestehenden Zuständigkeiten erreichen. Wir wollen mehr Erfolgskontrolle und werden dazu 
Integrationsforschung und -messung im Sinne eines echten Integrationsmonitorings 
intensivieren, um die Erfolge der Integrationspolitik sichtbar zu machen und 
Fehlentwicklungen frühzeitig zu korrigieren. 
 
So wollen wir z. B. die Teilhabe an den Angeboten der Gesundheitsversorgung 
(insbesondere in der Pflege) gerade für die erste Generation der Arbeitsmigranten der 50er- 
und 60er-Jahre unabhängig von kultureller Herkunft und Status verbessern. Mit Blick auf 
Vorsorge- und Früherkennungsangebote sowie Rehabilitation sollen die Akteure im 



Gesundheitswesen verstärkt mehrsprachige gesundheitsfördernde Angebote unterbreiten, 
die die Betroffenen auch wirklich erreichen. 
 
Wir stellen die weitere Finanzierung der laufenden Maßnahmen zur Entlastung von Ländern 
und Kommunen bei den Flüchtlingskosten (Integrationspauschale, Kosten der Unterkunft, 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge) in den Jahren bis 2021 mit insgesamt weiteren acht 
Milliarden Euro sicher und gestalten sie gemeinsam, wo erforderlich, effizienter neu aus. 
Wir prüfen zusätzliche finanzielle Anreize bei freiwilligem Engagement von Kommunen für 
erfolgreiche Integrationsarbeit.  
 
Wir bekennen uns zur Integration für diejenigen mit dauerhafter Bleibeperspektive. Dazu 
gehören Sprache und Arbeit. Die im Jahr 2005 eingeführten Integrationskurse sind der 
zentrale Ausgangspunkt für alle weiteren Integrationsschritte. Qualität und Effizienz dieser 
Kurse wollen wir weiter verbessern, insbesondere mit Blick auf eine bessere 
Zielgruppenorientierung. Erforderlich ist eine stärkere Kursdifferenzierung nach 
Vorkenntnissen. Die Mitwirkung beim Spracherwerb werden wir stärker einfordern. Wir 
wollen für den Spracherwerb zusätzliche Anreize setzen, Hilfestellungen ausbauen und 
Sanktionsmöglichkeiten konsequent nutzen. Zudem wollen wir auch in der 
Integrationspolitik die Chancen der Digitalisierung nutzen und digitale Angebote bei 
Orientierungs- und Integrationskursen ermöglichen. Schließlich wollen wir die Regelungen 
des Integrationsgesetzes entfristen und die Wohnsitzregelung zeitnah evaluieren.  
 
Die Zugangsvoraussetzungen zu den ausbildungs- und berufsvorbereitenden Leistungen 
wollen wir vereinheitlichen und für die Gruppe der Geduldeten mit dem rechtlichen 
Arbeitsmarktzugang harmonisieren. Gleichzeitig sollen insbesondere diejenigen, bei denen 
die Ausreise kurzfristig nicht zu erwarten ist, Angebote nach dem Grundsatz des Förderns 
und Forderns für Spracherwerb und Beschäftigung bekommen. Dazu soll ein Vorschlag 
erarbeitet werden, wie für diese Gruppe der Zugang zu Sprachkursen und Beschäftigung 
gewährt werden kann, ohne dass es zu einer Verfestigung von Aufenthaltsrechten und einer 
Gleichstellung mit denjenigen führt, die eine rechtliche Bleibeperspektive haben. 
 
Für langjährig Geduldete, die die Integrationsanforderungen im Sinne des § 25a und b des 
Aufenthaltsgesetzes erfüllen, wollen wir Verbesserungen und Vereinfachungen für den 
Aufenthalt und bei der Ausbildung und Arbeitsmarktintegration erarbeiten. Damit wollen wir 
auch Klarheit für die Betroffenen hinsichtlich ihrer Zukunft in Deutschland schaffen. 
Die 3+2-Regelung für Auszubildende wollen wir bundesweit einheitlich anwenden. Diese 
Regelung zielt auf die Ermöglichung eines Zugangs zu einer qualifizierten Berufsausbildung 
mit einer Duldung. Dieses Ziel darf nicht durch eine zu enge Anwendung des 
Beschäftigungsrechts für Geduldete unterlaufen werden. Diese Regelung wollen wir auch 
auf staatlich anerkannte Helferausbildungen anwenden, soweit daran eine qualifizierte 
Ausbildung in einem Mangelberuf anschlussfähig ist. Eine Ausbildungszusage muss dabei 
vorliegen. Bei alledem wollen wir zusätzliche Belastungen für die sozialen 
Sicherungssysteme vermeiden. 
 
4. Effizientere Verfahren 
Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, brauchen Asylverfahren, die schnell, 
umfassend und rechtssicher bearbeitet werden. Deren Bearbeitung erfolgt künftig in 
zentralen Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen, in denen BAMF, 
BA, Jugendämter, Justiz, Ausländerbehörden und andere Hand in Hand arbeiten. In den 
AnKER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw. 
Rückführung (AnKER) stattfinden. Eine unabhängige und flächendeckende 
Asylverfahrensberatung ist zu gewährleisten. Über die Frage von Zuständigkeit und 
Trägerschaft wird eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern getroffen. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren in einzigartiger Weise 
humanitär engagiert. Menschen, die von Krieg und Verfolgung betroffen sind, bieten wir 



Schutz. Wir haben das Recht zu wissen, wer in unserem Land leben will; dazu bestehen 
besondere Mitwirkungspflichten durch die Ankommenden. Das betrifft zuallererst die 
umfassende Identitätsfeststellung: Name, Herkunft, Alter, Fingerabdruck. Bei ungeklärter 
Identität wollen wir die behördlichen Möglichkeiten zu deren Feststellungen erweitern und 
Identitätstäuschungen wirksamer begegnen. Die umfassende Identitätsfeststellung findet in 
den AnKER-Einrichtungen statt.  
 
Nach der Altersfeststellung werden unbegleitete Minderjährige durch Jugendbehörden in 
Obhut genommen, Erwachsene verbleiben in den AnKER-Einrichtungen. Steht in Zweifel, 
ob es sich um Jugendliche oder um Erwachsene handelt, erfolgt die Altersfeststellung durch 
das zuständige Jugendamt unter Beteiligung des BAMF in den AnKER-Einrichtungen. 
 
Um die Chance auf eine erfolgreiche Integration zu wahren und europarechtliche 
Vorgaben zu erfüllen, ist die Bleibeverpflichtung in den AnKER-Einrichtungen zeitlich und 
sachlich zu begrenzen. Sowohl in den Aufnahmeeinrichtungen als auch in den AnKER-
Einrichtungen soll die Aufenthaltszeit in der Regel 18 Monate nicht überschreiten (§ 47 Abs. 
1a und 1b Asylgesetz bleibt davon unberührt), bei Familien mit minderjährigen Kindern in 
der Regel sechs Monate. Insgesamt ist eine geschlechter- und jugendgerechte 
Unterbringung zu gewährleisten.  
 
Wir streben an, nur diejenigen auf die Kommunen zu verteilen, bei denen eine positive 
Bleibeprognose besteht. Alle anderen sollen, wenn in angemessener Zeit möglich, aus 
diesen Einrichtungen in ihre Heimatländer zurückgeführt werden. 
 
Spätestens drei Jahre nach einer positiven Entscheidung ist eine Überprüfung des 
gewährten Schutzes erforderlich. Für dieses Prüfverfahren werden verbindliche 
Mitwirkungspflichten der Betroffenen gelten. Dazu sollen Belehrungen stattfinden. 
 
Vollziehbar Ausreisepflichtige müssen unser Land verlassen. Freiwillige Rückkehr und 
konsequente Abschiebung sind dabei von wesentlicher Bedeutung. Die freiwillige Rückkehr 
hat Vorrang. Bestehende Hindernisse (z. B. Identitätsfeststellung, Aufnahmewillen der 
Herkunftsländer, Passersatzbeschaffung, Arbeit der Potsdamer Clearingstelle, ZUR) wollen 
wir weiter verringern. Wir starten eine Qualitätsoffensive für die Arbeit des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge. 
 
Gerade im Interesse der wirklich Schutzbedürftigen und der Akzeptanz in der Bevölkerung 
wollen wir Ausreisepflichtige stärker danach unterscheiden, ob sie unverschuldet an der 
Ausreise gehindert sind oder ihnen die fehlende Möglichkeit zur Durchsetzung ihrer 
Ausreisepflicht zugerechnet werden muss. Diese Unterscheidung hat auch Konsequenzen, 
beispielsweise hinsichtlich des Bezugs von Leistungen. Entsprechendem Änderungsbedarf 
werden wir nachkommen. 
 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist möglichst frühzeitig über die Einleitung 
eines Strafverfahrens zu informieren. Dazu werden wir § 8 Abs. 1a des Asylgesetzes 
ändern. 
 
Wer sein Aufenthaltsrecht dazu missbraucht, um Straftaten zu begehen, muss unser Land 
verlassen. Das gilt auch bei Fällen von Sozialleistungsbetrug und Verstößen gegen das 
Betäubungsmittelgesetz, soweit diese zu einer Verurteilung von mindestens einem Jahr 
geführt haben. 
 
Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam, einschließlich des Beschwerdeverfahrens, werden 
wir praktikabler ausgestalten, die Voraussetzungen absenken und klarer bestimmen. Ziel 
ist, die Zuführungsquoten zu Rückführungsmaßnahmen deutlich zu erhöhen.  
 



Zum Zwecke der Verfahrensbeschleunigung werden Algerien, Marokko und Tunesien sowie 
weitere Staaten mit einer regelmäßigen Anerkennungsquote unter fünf Prozent zu sicheren 
Herkunftsstaaten bestimmt. Der Individualanspruch auf Einzelfallprüfung bleibt unberührt. 
Gleichzeitig wird durch eine spezielle Rechtsberatung für besondere vulnerable 
Fluchtgruppen deren besondere Schutzwürdigkeit berücksichtigt. 
 
Wir werden das Ausländerzentralregister (AZR) ertüchtigen, um belastbarere Auskünfte 
erhalten zu können, allen relevanten Behörden unkomplizierten Zugriff zu ermöglichen und 
es auch zur besseren Steuerung der Rückführung und freiwilligen Ausreise einsetzen zu 
können. Wir werden es in Zusammenarbeit mit den Ländern zu einem insgesamt den 
zeitgemäßen Anforderungen entsprechenden zentralen Ausländerdateisystem 
weiterentwickeln. Im Rahmen dieser Ertüchtigung werden wir auch den Bestand der 
tatsächlich zur Rückführung anstehenden Personen besser abbilden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 

Beschluss des SPD-Parteivorstands am 2. Juli 2018 - Miteinander statt Gegeneinander - 
Fünf Punkte für eine europäische Migrations- und Flüchtlingspolitik  

Für die SPD steht fest: Wir stehen zu unserer humanitären Verantwortung und gewähren 
denjenigen Schutz, die vor politischer oder religiöser Verfolgung oder vor einem Krieg 
fliehen und ihr Leben bei uns in Sicherheit bringen wollen. Wir sind eine weltoffene und 
tolerante Gesellschaft. Das Recht auf Asyl ist in unserem Grundgesetz fest verankert. Wir 
gewähren diesen Schutz aus der Verantwortung, die aus dem gemeinsamen Menschsein 
erwächst. Und auch weil wir wissen, dass viele Deutsche nur durch Asyl in anderen 
Ländern Schutz vor dem Terror der Nazis fanden. 

Sozialdemokratische Asylpolitik folgt klaren Regeln, wer zu uns kommen kann, bei uns 
bleiben darf – und wer nicht. Diejenigen, die Schutz benötigen, brauchen Sicherheit, 
Perspektiven und eine schnelle Integration. Wer keinen Schutzanspruch hat, muss wieder 
in seine Heimat oder in einen sicheren Drittstaat zurückkehren. Zügige und 
rechtsstaatliche Verfahren und der uneingeschränkte Zugang zu diesen Verfahren sind 
der unverzichtbare Rahmen. Diese klaren Regeln sind die Voraussetzung für die 
gesellschaftliche Akzeptanz. Sie müssen verständlich und transparent sein. Und sie 
müssen konsequent angewandt und durchgesetzt werden. Genauso konsequent treffen 
Ressentiment und Schikane gegen Flüchtlinge auf unseren Widerstand. 

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen wir für eine gesamteuropäische 
Lösung, für ein gemeinsames europäisches Asylsystem und solidarisch geteilte 
Verantwortung bei der Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen. Die Verständigungen 
des Europäischen Rates zur Fluchtmigration sind für uns auch ein Auftrag, das 
gemeinsame europäische Asylregime neu zu ordnen, um eine humane Praxis zu 
etablieren. Wie schon im Koalitionsvertrag vereinbart, muss Deutschland aktiv den 
Prozess der Reform des sogenannten Dublin-Verfahrens vorantreiben, um eine faire und 
gerechte Aufgabenteilung zu erreichen.  

1. Europas Verantwortung in der Welt  

Millionen sind gegenwärtig weltweit auf der Flucht. Das sind Männer, Frauen und Kinder, 
die aus Angst aus ihrer Heimat fliehen, weil dort Krieg und Gewalt herrschen oder auch, 
weil Dürre und Wassermangel, Hunger und Durst sie vertrieben haben. Um 
Zukunftsperspektiven vor Ort zu schaffen und Fluchtursachen zu bekämpfen, werden wir 
die Entwicklungszusammenarbeit weiter verbessern und unser humanitäres Engagement 
ausbauen. Wir müssen das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR und das World Food 
Programme (WFP) angemessen finanziell ausstatten. Außerdem setzen wir uns für eine 
faire Handels- und Landwirtschaftspolitik und einen verstärkten Klimaschutz ein. Zur 
Krisenprävention trägt auch unser Engagement für die Sicherung des Friedens und zur 
Eindämmung der weltweiten Waffen- und Rüstungsexporte bei. Die meisten Flüchtlinge 
finden nicht in der Europäischen Union Schutz, sondern kommen in Ländern außerhalb 
Europas unter. Wenn wir den Ländern, die sie aufgenommen haben, finanziell helfen und 
die Flüchtlinge dort unterstützen, handeln wir nicht nur humanitär, sondern vermeiden 
auch, dass sich Flüchtlinge von dort aus auf den Weg nach Europa machen, weil die 
Bedingungen und Perspektiven vor Ort zu schlecht sind. Das bedeutet übrigens auch, 
dass die EU hilft, den Zugang der Kinder zu den Schulen und der Erwachsenen zum 
Arbeitsmarkt in diesen Ländern sicherzustellen. Das gleiche gilt für den Schutz von Frauen 



und Kindern sowie anderer besonders schutzbedürftiger Gruppen in den Unterkünften. 
Länder, die Flüchtlinge aufnehmen, werden wir mit Finanzmitteln bei der Bewältigung der 
Aufgabe unterstützen. 

Aber es müssen auch Flüchtlinge direkt aufgenommen werden; das ist ein sicherer 
Fluchtweg. Deshalb sind die Resettlement-Programme des UNHCR wichtig; ganz 
besonders für schutzbedürftige Gruppen. Wir begrüßen deshalb, dass Deutschland im 
Rahmen eines EU-Programms Schutzbedürftige aus Nordafrika und dem Nahen Osten 
aufnimmt. Diese Programme müssen deutlich ausgeweitet werden. 

2. Freizügigkeit erhalten – Keine nationalen Alleingänge bei der Rückweisung von 
Asylsuchenden an den Binnengrenzen  

Das Recht auf Freizügigkeit ist eine der zentralen Errungenschaften in Europa. 
Flächendeckende Binnengrenzkontrollen gefährden die Freizügigkeit. Die Bürgerinnen 
und Bürger Europas haben die Mauern zwischen den europäischen Ländern abgetragen. 
Wir stellen uns denen entgegen, die sie wieder errichten wollen. Ein nationaler Alleingang 
wäre deshalb falsch. Die SPD steht für Kooperation in Europa und gegen einseitige 
nationale Maßnahmen, die sich gegen andere Mitgliedsstaaten richten. Wir wollen mit 
Europa handeln und nicht gegen Europa. 

Das Ersteinreiseland ist heute für das Asylverfahren zuständig. Sekundärmigration muss 
vermieden werden. Als Europäische Union betreiben wir eine humanitäre Flüchtlingspolitik 
und bieten Flüchtlingen Schutz. Das bedeutet aber nicht, dass Asylsuchende 
grundsätzlich das Recht haben, sich den Mitgliedstaat selbst auszusuchen, der den 
Asylantrag prüft und über ihn entscheidet. Asylsuchende, die bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat registriert worden sind, müssen dorthin zurück und dort ihr Verfahren weiter 
betreiben. Wer in einem anderen europäischen Land bereits als Flüchtling erfasst und 
registriert wurde und dort einen Asylantrag gestellt hat, wird künftig in einem 
beschleunigten Verfahren, das rechtsstaatlichen Kriterien genügt, in das Land 
zurückgeführt, das für das Asylverfahren zuständig ist. Die Rahmenbedingungen für ein 
solches beschleunigtes Verfahren haben wir in der vergangenen Wahlperiode geschaffen, 
insbesondere für Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten. Eine Ausweitung auf 
bereits in anderen Staaten registrierte Asylsuchende (sog. Dublin-Fälle) ließe sich durch 
eine kleine gesetzliche Änderung unkompliziert und schnell regeln. Asylsuchende, die 
bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat registriert worden sind, sollten von diesem in 
einem unkomplizierten Verfahren zurückgenommen werden. Das müssen wir in bilateralen 
Abkommen festlegen; die jüngsten Vereinbarungen mit Griechenland und Spanien zeigen, 
dass das ein erfolgversprechender Weg ist. Eine Rückkehr lässt sich beschleunigen, wenn 
die Mitgliedsstaaten in solchen Vereinbarungen für jene, die bei ihnen bereits einen 
Asylantrag gestellt haben, auf die bisher nötige Zustimmung zur Rückkehr im Einzelfall 
verzichten. Um die Rückkehr weiter zu beschleunigen, muss der Bund in diesen Fällen 
auch die Rückführung übernehmen. Bisher wird zwar das sog. Dublin-Verfahren zur 
Klärung der Rücknahme vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durchgeführt – die 
Verantwortung für die eigentliche Rückführung geht dann aber auf eine der vielen hundert 
Ausländerbehörden über. Das verzögert die Verfahren und sollte eben deshalb geändert 
werden.  

3. Mitgliedsstaaten mit besonderen Herausforderungen unterstützen  

Europäische Asyl- und Flüchtlingspolitik geht nur miteinander – nicht gegeneinander. 
Solidarität untereinander bedeutet auch, dass wir die Mitgliedstaaten an den 
Außengrenzen der Europäischen Union, die aufgrund ihrer geografischen Lage durch die 
Pflicht zur Außengrenzsicherung und der Ersteinreise von Geflüchteten besonders 
gefordert sind, nicht alleine lassen. Das gilt besonders für Italien und Griechenland. Wenn 



es um die Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen geht, darf sich kein Staat aus der 
Verantwortung stehlen. 

Sobald Flüchtlinge in Europa Schutz suchen, müssen sie dort, wo sie ankommen, 
registriert werden, ihren Asylantrag stellen, gut untergebracht und versorgt werden. Diese 
Aufgabe können die Staaten an den Außengrenzen Europas nicht alleine bewältigen, 
denn alleine gelassen und auf sich gestellt, sind sie mit dieser Aufgabe überfordert. 
Europa muss sie also bei der Registrierung der Flüchtlinge, bei der Unterbringung, bei den 
Asylverfahren und bei der Rückführung unterstützen. Eine solche Unterstützung liegt auch 
im deutschen Interesse, damit die Zahl derjenigen kleiner wird, die ohne in einem 
europäischen Register erfasst worden zu sein nach Deutschland gelangen. 

Das bedeutet administrative und finanzielle Unterstützung durch die anderen 
Mitgliedstaaten und die EU. Es bedeutet aber auch, dass wir Geflüchtete aufnehmen 
(Relocation). Hier brauchen wir klare Verabredungen, die beide Seiten – die Staaten an 
den Außengrenzen wie die anderen EU-Staaten – einhalten. 

Die Unterstützung der EU-Staaten an den Außengrenzen kann auch durch eine 
beschleunigte Familienzusammenführung gelingen. Flüchtlinge sollen mit ihren Familien 
zusammenleben können und ihre Asylverfahren gemeinsam betreiben können. Auf 
Drängen der SPD ist die Familienzusammenführung nun von August dieses Jahres an 
auch für Familien von subsidiär Schutzberechtigten möglich. Das kann nun hier 
weiterhelfen.  

4. Schutz der Außengrenzen der EU  

Zudem brauchen wir einen besseren Schutz der gemeinsamen Außengrenzen. Es muss 
mehr dafür getan werden, die illegale Migration über die Grenzen Europas zu verhindern. 
Das erfordert eine Modernisierung des nationalen Grenzschutzes an den europäischen 
Außengrenzen und den weiteren Ausbau der europäischen Grenzschutzagentur Frontex 
sowie die Erweiterung ihrer rechtlichen Kompetenzen. Sie soll zu einer leistungsfähigen 
europäischen Grenzschutzpolizei ausgebaut werden. Ein besserer Grenzschutz muss 
einhergehen mit Partnerschaften mit den Transitländern und den Herkunftsstaaten. Um 
eine reibungslose Rückführung von Menschen ohne Bleiberecht in deren Herkunftsländer 
sicherzustellen, wollen wir mit den betreffenden Ländern konkrete Rücknahmeabkommen 
abschließen. Zu den Partnerschaften gehören Ausbildungsprogramme, Stipendien, legale 
Zuwanderungsmöglichkeiten und wirtschaftliche Hilfen. 

Der Europäische Rat hat in der vergangenen Woche sowohl den besseren Schutz der 
Außengrenzen als auch solche Partnerschaften vereinbart. 

In diesem Rahmen sollen zusammen mit dem UNHCR, der Internationalen Organisation 
für Migration (IOM) und den Transitländern Konzepte für „Ausschiffungsplattformen“ 
geprüft werden. Von den bisherigen Konzepten sind wir nicht überzeugt: Die Zustimmung 
der Transitländer ist unbedingte Voraussetzung für solche „Ausschiffungsplattformen“. 
Gegenwärtig zeichnet sich nicht ab, dass ein afrikanisches Land eine solche Plattform auf 
eigenem Territorium für sinnvoll hält. Solche Plattformen dürfen keine geschlossenen 
Lager werden. Die unverzichtbaren humanitären und logistischen Anforderungen sind 
stets zu erfüllen. 

Das Schicksal der Migranten, das Sterben auf dem Mittelmeer, gebietet, das Geschäft 
krimineller Schlepper, die das Leben von Menschen bedenkenlos auf das Spiel setzen, zu 
unterbinden. Dabei ist für uns klar: Seenotrettung ist eine uneingeschränkte humanitäre 
Pflicht und muss sich auf verlässliche nationale wie europäische Regeln stützen können. 
Dies ist auch eine Aufgabe der EU. 



Heute bestehen auch in Europa Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge, die den 
humanitären Standards unseres Kontinents nicht entsprechen. Die Verletzung 
menschenrechtlicher Anforderungen, Gewalt und unzumutbare Zustände in den 
Unterkünften nehmen wir nicht hin. Wir wollen, dass sich das ändert. 

Wenn jetzt in Europa neue Aufnahmeeinrichtungen (Controlled Areas) für aus Seenot 
gerettete Personen geschaffen werden, muss das genutzt werden, die Einhaltung 
humanitärer Standards wie gute Unterbringung und Versorgung zu garantieren, 
rechtsstaatliche und zügige Verfahren zu gewährleisten und eine faire Verteilung zu 
erreichen. Solche Aufnahmeeinrichtungen dürfen keine geschlossenen Lager werden.  

5. Deutschland braucht ein Einwanderungsgesetz  

Wir müssen klar trennen zwischen Einwanderung aus humanitären Gründen und der 
Einwanderung in unseren Arbeitsmarkt. Auch um illegale Migration einzudämmen, können 
legale Einwanderungsmöglichkeiten helfen. Durch den demografischen Wandel verliert 
Deutschland in den nächsten Jahren Millionen Fachkräfte. Um unseren wirtschaftlichen 
Wohlstand zu erhalten und unsere Renten zu finanzieren, sind wir auf qualifizierte 
ausländische Fachkräfte angewiesen. Daher brauchen wir schnellstmöglich ein 
Einwanderungsgesetz, das die Einwanderung von Arbeitskräften nach den Bedürfnissen 
des deutschen Arbeitsmarktes steuert und gestaltet. 

Fazit  

Flucht und Migration sind zentrale Herausforderungen unserer Zeit. Sie werden es noch 
lange bleiben. Denn die Welt ist an vielen Stellen ein unwirtlicher und gefährlicher Ort. Die 
Unterschiede zwischen den reichen Staaten und den armen Staaten sind immens. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden uns mit diesen Zuständen nicht 
abfinden. Ein pragmatischer Humanismus, der gleichermaßen die hilfsbedürftigen 
Anderen im Blick hat und die eigenen Interessen, ist möglich. Wenn uns die Vernunft und 
die Werte Europas leiten. 

Koalitionsvertrag  

Der Koalitionsvertrag wurde vor wenigen Monaten unterschrieben. Zu praktischen 
Lösungen für neue und neu erkannte Probleme ist die SPD immer bereit. Jetzt geht es um 
die Umsetzung des Koalitionsvertrages; nicht um die Aufkündigung und Neuverhandlung 
der getroffenen Vereinbarungen. Es ist genug zu tun. 

„Wir treten für ein gemeinsames europäisches Asylsystem ein und beteiligen uns daher 
aktiv am Prozess der Reform des Dublin-Verfahrens. Ein fairer Verteilmechanismus für 
Schutzbedürftige, die Frage der Menschenrechte in Drittstaaten sowie das Prinzip der 
Zuständigkeit des Ersteinreiselandes für Asylbewerber müssen hierbei eine übergeordnete 
Rolle spielen. Dabei muss klar sein, dass eine unbefristete Berufung auf einen anderen 
Staat der Ersteinreise ausscheidet. Bei der Ausgestaltung des Selbsteintrittsrechts wird 
die Frage der Herstellung der Einheit der Kernfamilie zu berücksichtigen sein. Damit eine 
Verteilung in der Praxis funktioniert, muss es wirksame Mechanismen zur Verhinderung 
von Sekundärmigration geben. Dazu wollen wir insbesondere die Asylverfahren 
einschließlich der Standards bei der Versorgung und Unterbringung von Asylbewerbern 
harmonisieren und dafür sorgen, dass volle Leistungen nur noch im zugewiesenen EU-
Mitgliedstaat gewährt werden. In diesem Sinne wird sich die Bundesregierung in den 
Verhandlungen auf EU-Ebene abgestimmt positionieren. Dies gilt auch für eine 
gemeinsame Durchführung von Asylverfahren überwiegend an den Außengrenzen sowie 
gemeinsame Rückführungen von dort. Dabei werden europäische 
Menschenrechtsstandards eingehalten. 



Wir unterstützen eine Politik der EU, die verhindern soll, dass kriminelle Schlepper und 
Schleuser entscheiden, wer nach Europa kommt. Wir wollen Anreize ausschließen, die 
dadurch entstehen, dass Minderjährige von ihren Eltern unter Gefährdung des 
Kindeswohls zukünftig auf die gefährliche Reise vorgeschickt werden. 

Wir wollen die Zusammenarbeit mit UNHCR, IOM, Herkunfts- und Transitstaaten weiter 
ausbauen. Zur Sicherung der Freizügigkeit innerhalb Europas gehört ein wirksamer 
Schutz der europäischen Außengrenzen. Dazu wollen wir Frontex zu einer echten 
Grenzschutzpolizei weiterentwickeln. Bis der Schutz der EU-Außengrenzen effektiv 
funktioniert, sind Binnengrenzkontrollen vertretbar. 

Wir unterstützen europäische Beschlüsse zur Verteilung von Flüchtlingen (Relocation) und 
leisten einen angemessenen Beitrag zu Aufnahmekontingenten humanitär 
Schutzbedürftiger (Resettlement).“ 

„Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, brauchen Asylverfahren, die schnell, 
umfassend und rechtssicher bearbeitet werden. Deren Bearbeitung erfolgt künftig in 
zentralen Aufnahme-, Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen, in denen BAMF, 
BA, Jugendämter, Justiz, Ausländerbehörden und andere Hand in Hand arbeiten. In den 
AnKER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw. 
Rückführung (AnKER) stattfinden. Eine unabhängige und flächendeckende 
Asylverfahrensberatung ist zu gewährleisten. Über die Frage von Zuständigkeit und 
Trägerschaft wird eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern getroffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren in einzigartiger 
Weise humanitär engagiert. Menschen, die von Krieg und Verfolgung betroffen sind, 
bieten wir Schutz. Wir haben das Recht zu wissen, wer in unserem Land leben will; dazu 
bestehen besondere Mitwirkungspflichten durch die Ankommenden. Das betrifft zuallererst 
die umfassende Identitätsfeststellung: Name, Herkunft, Alter, Fingerabdruck. Bei 
ungeklärter Identität wollen wir die behördlichen Möglichkeiten zu deren Feststellungen 
erweitern und Identitätstäuschungen wirksamer begegnen. Die umfassende 
Identitätsfeststellung findet in den AnKER-Einrichtungen statt. 

Nach der Altersfeststellung werden unbegleitete Minderjährige durch Jugendbehörden in 
Obhut genommen, Erwachsene verbleiben in den AnKER-Einrichtungen. Steht in Zweifel, 
ob es sich um Jugendliche oder um Erwachsene handelt, erfolgt die Altersfeststellung 
durch das zuständige Jugendamt unter Beteiligung des BAMF in den AnKER-
Einrichtungen. 

Um die Chance auf eine erfolgreiche Integration zu wahren und europarechtliche 
Vorgaben zu erfüllen, ist die Bleibeverpflichtung in den AnKER-Einrichtungen zeitlich und 
sachlich zu begrenzen. Sowohl in den Aufnahmeeinrichtungen als auch in den AnKER-
Einrichtungen soll die Aufenthaltszeit in der Regel 18 Monate nicht über- schreiten (§ 47 
Abs. 1a und 1b Asylgesetz bleibt davon unberührt), bei Familien mit minderjährigen 
Kindern in der Regel sechs Monate. Insgesamt ist eine geschlechter- und jugendgerechte 
Unterbringung zu gewährleisten. 

Wir streben an, nur diejenigen auf die Kommunen zu verteilen, bei denen eine positive 
Bleibeprognose besteht. Alle anderen sollen, wenn in angemessener Zeit möglich, aus 
diesen Einrichtungen in ihre Heimatländer zurückgeführt werden. 

Spätestens drei Jahre nach einer positiven Entscheidung ist eine Überprüfung des 
gewährten Schutzes erforderlich. Für dieses Prüfverfahren werden verbindliche 
Mitwirkungspflichten der Betroffenen gelten. Dazu sollen Belehrungen stattfinden. 



Vollziehbar Ausreisepflichtige müssen unser Land verlassen. Freiwillige Rückkehr und 
konsequente Abschiebung sind dabei von wesentlicher Bedeutung. Die freiwillige 
Rückkehr hat Vorrang. Bestehende Hindernisse (z.B. Identitätsfeststellung, 
Aufnahmewillen der Herkunftsländer, Passersatzbeschaffung, Arbeit der Potsdamer 
Clearingstelle, ZUR) wollen wir weiter verringern. Wir starten eine Qualitätsoffensive für 
die Arbeit des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge. 

Gerade im Interesse der wirklich Schutzbedürftigen und der Akzeptanz in der Bevölkerung 
wollen wir Ausreisepflichtige stärker danach unterscheiden, ob sie unverschuldet an der 
Ausreise gehindert sind oder ihnen die fehlende Möglichkeit zur Durchsetzung ihrer 
Ausreisepflicht zugerechnet werden muss. Diese Unterscheidung hat auch 
Konsequenzen, beispielsweise hinsichtlich des Bezugs von Leistungen. Entsprechendem 
Änderungsbedarf werden wir nachkommen. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist möglichst frühzeitig über die Einleitung 
eines Strafverfahrens zu informieren. Dazu werden wir § 8 Abs. 1a des Asylgesetzes 
ändern. 

Wer sein Aufenthaltsrecht dazu missbraucht, um Straftaten zu begehen, muss unser Land 
verlassen. Das gilt auch bei Fällen von Sozialleistungsbetrug und Verstößen gegen das 
Betäubungsmittelgesetz, soweit diese zu einer Verurteilung von mindestens einem Jahr 
geführt haben. 

Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam, einschließlich des Beschwerdeverfahrens, 
werden wir praktikabler ausgestalten, die Voraussetzungen absenken und klarer 
bestimmen. Ziel ist, die Zuführungsquoten zu Rückführungsmaßnahmen deutlich zu 
erhöhen. 

Zum Zwecke der Verfahrensbeschleunigung werden Algerien, Marokko und Tunesien 
sowie weitere Staaten mit einer regelmäßigen Anerkennungsquote unter fünf Prozent zu 
sicheren Herkunftsstaaten bestimmt. Der Individualanspruch auf Einzelfallprüfung bleibt 
unberührt. Gleichzeitig wird durch eine spezielle Rechtsberatung für besondere vulnerable 
Fluchtgruppen deren besondere Schutzwürdigkeit berücksichtigt. 

Wir werden das Ausländerzentralregister (AZR) ertüchtigen, um belastbarere Auskünfte 
erhalten zu können, allen relevanten Behörden unkomplizierten Zugriff zu er- möglichen 
und es auch zur besseren Steuerung der Rückführung und freiwilligen Ausreise einsetzen 
zu können. Wir werden es in Zusammenarbeit mit den Ländern zu einem insgesamt den 
zeitgemäßen Anforderungen entsprechenden zentralen Ausländerdateisystem 
weiterentwickeln. Im Rahmen dieser Ertüchtigung werden wir auch den Bestand der 
tatsächlich zur Rückführung anstehenden Personen besser abbilden.“ 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 



Der Asylkompromiss  (02.07.2018) von CDU und CSU im Wortlaut: 

Wir vereinbaren zur besseren Ordnung, Steuerung und Begrenzung der 
Sekundärmigration: 

1. Wir vereinbaren an der deutsch-österreichischen Grenze ein neues Grenzregime, das 
sicherstellt, dass wir Asylbewerber, für deren Asylverfahren andere EU-Länder zuständig 
sind, an der Einreise hindern. 

2. Wir richten dafür Transitzentren ein, aus denen die Asylbewerber direkt in die 
zuständigen Länder zurückgewiesen werden (Zurückweisung auf Grundlage der Fiktion 
einer Nichteinreise). Dafür wollen wir nicht unabgestimmt handeln, sondern mit den 
betroffenen Ländern Verwaltungsabkommen abschließen oder das Benehmen herstellen. 

3. In den Fällen, in denen sich Länder Verwaltungsabkommen über die direkte 
Zurückweisung verweigern, findet die Zurückweisung an der deutsch-österreichischen 
Grenze auf Grundlage einer Vereinbarung mit der Republik Österreich statt.  
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Antrag A16 1 

 2 

Antragsteller: AG Migration und Vielfalt 3 

Adressat: SPD-Bundestagsfraktion 4 

 5 

INTEGRATION HEISST UMFASSENDE UND GLEICHBERECHTIGTE 6 

TEILHABE 7 

 8 

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU/CSU beinhaltet Aussagen zu Zuwanderung und 9 

Integration. Die SPD Düsseldorf kann diesen nicht uneingeschränkt folgen und stellt fest:  10 

 11 

1. Wir verstehen Integration nicht als Assimilation. Wir streben umfassende und 12 

gleichberechtigte Teilhabe in einer vielfältigen Gesellschaft ohne Diskriminierung an. 13 

Die Düsseldorferinnen und Düsseldorfer haben in den letzten Jahren vorbildliche 14 

Integrationsleistungen erbracht. Dabei wollen wir sie unterstützen und uns für ein 15 

vielfältiges und tolerantes Land einsetzen. Denn nur eine vielfältige Gesellschaft mit 16 

gleichberechtigten Menschen hat Zukunft. Die Integrationsaufgabe geht dabei weit über 17 

eine vorübergehende Aufnahme von Geflüchteten hinaus: Unsere gemeinsame 18 

Herausforderung besteht darin, zugewanderten Menschen echte Teilhabe zu ermöglichen 19 

und strukturelle Diskriminierung bei Bildung und Ausbildung, auf dem Arbeits- und 20 

Wohnungsmarkt, in Politik und Zivilgesellschaft und im Kontakt mit Behörden, öffentlichen 21 

Einrichtungen und Organisationen zu vermeiden. Hier wollen wir in Düsseldorf Vorbild sein 22 

und als SPD aktiv auf den Abbau von Diskriminierungen hinwirken – nicht bezogen nur auf 23 

ethnische, religiöse oder weltanschauliche Merkmale, sondern auch auf Geschlecht, 24 

körperliche, geistige oder seelische Einschränkungen, sexuelle Identität und Alter.  25 

 26 

2. Wir lehnen die Massenkasernierung von Geflüchteten in den so genannten „AnKER“-27 

Einrichtungen ab. 28 

Im Koalitionsvertrag heißt es: „Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, brauchen 29 

Asylverfahren, die schnell, umfassend und rechtssicher bearbeitet werden.“ Das begrüßen 30 

wir. Die Folgerung, diese Verfahrenssicherheit über die sogenannten AnKER-Einrichtungen 31 

zu schaffen, lehnen wir dagegen ab. Die AnKER-Zentren sind Aufnahme-, Entscheidungs- und 32 

Rückführungseinrichtungen wie sie im bayerischen Manching und Ingolstadt bereits 33 

bestehen. Erwachsene müssen dort bis zu 18 Monate verbleiben bis eine Entscheidung zu 34 

ihrem weiteren Aufenthalt gefällt ist; Familien bis zu 6 Monaten. Diese Form der 35 

Massenkasernierung an der Grenze läuft der Integration und der Menschenwürde zuwider. 36 

Die Unterbringung der Asylsuchenden muss weiterhin in den Kommunen erfolgen. Nur vor 37 

Ort kann ehrenamtliches Engagement erfolgen, nur dort können sich soziale Kontakte 38 

entwickeln und somit Integration wirksam werden.  39 

 40 

3. Ein dauerhaftes Bleiberecht und der Familiennachzug sind Voraussetzungen nicht 41 

Belohnungen für Integrationsbemühungen. 42 

Eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis kann nicht die Belohnung am Ende eines 43 

Integrationsprozesses sein. Vielmehr ist eine frühzeitige Bleibeperspektive die unabdingbare 44 

Voraussetzung für Integration. Wer ein Leben auf Abruf führt, kann nicht ankommen, 45 

teilhaben und sich einbringen. Gleiches gilt für den Familiennachzug von so genannten 46 

„subsidiär Geschützten“. Diese Menschen sind keine Flüchtlinge zweiter Klasse. Ihre 47 
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rechtliche Situation entspricht lediglich nicht den Kategorien der Genfer 1 

Flüchtlingskonvention. Sie sind in ihren Herkunftsländern von Folter, Todesstrafe und 2 

Gefahren für Leib und Leben bedroht. Wir teilen die Kritik von Menschenrechts- und 3 

Flüchtlingsorganisationen wie Pro Asyl, dass die drastische Einschränkung des 4 

Familiennachzugs für diese Menschen ebenso wie die AnKER-Einrichtungen im Widerspruch 5 

zur Europäischen Menschenrechts- und UN-Kinderrechtskonvention stehen und Integration 6 

erschweren.  7 

 8 

4. Das Einwanderungsgesetz darf Menschen nicht auf ihre ökonomische Nützlichkeit 9 

reduzieren. 10 

Wir begrüßen ausdrücklich die Pläne für ein Einwanderungsgesetz. Migrantinnen und 11 

Migranten dürfen dabei aber nicht auf ihren wirtschaftlichen Nutzen reduziert werden. Wir 12 

wollen nicht nur Akademikerinnen und Akademikern die Chance auf ein Leben in 13 

Deutschland eröffnen, sondern Menschen aller Schul- und Bildungsabschlüsse. 14 

Erwerbsmigration bringt keine „Arbeitskräfte“ ins Land, sondern Menschen mit Werten, 15 

Bedürfnissen und Hoffnungen. Damit die „einheimischen und sesshaften“ 16 

Arbeitsnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Lohndumping und die „neuen“ Einwanderinnen 17 

und Einwanderer vor Ausbeutung geschützt werden, fordern wir die SPD auf, die folgenden 18 

Positionen zu beachten:  19 

a. Gleichstellung im Arbeits-, Sozial- und Tarifrecht. 20 

b. Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, einschließlich der tariflichen Zulagen und 21 

Zuschläge. 22 

c. Mindeststandards bei der Unterbringung der Migrantinnen und Migranten und 23 

ihrer Familien. Vielfach fehlen gerade in den Ballungsräumen bezahlbare 24 

Wohnungen. 25 

d. Dauerhaftes Bleiberecht von Beginn an und das Recht auf 26 

Familienzusammenführung. 27 

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten bestehen wir darauf, dass ein 28 

demokratisches und transparentes Einwanderungsgesetz nicht zu Lasten der humanen 29 

Aufnahme von politisch Verfolgten und von Menschen, die bei uns vor Krieg und Terror 30 

Schutz suchen, gehen darf. 31 

 32 

5. Das friedliche Zusammenleben muss uns mehr wert sein: Integration braucht Investition.  33 

Vorbehalte gegen Zugewanderte und vermeintliche „Überfremdungsängste“ rühren auch 34 

daher, dass Teile der Bevölkerung in den vergangenen Jahrzehnten wirtschaftlich und 35 

kulturell an den Rand gedrängt wurden. Die Lebenssituation dieser Menschen hat sich 36 

durch die Einschränkung der sozialen Sicherungssysteme und der Arbeitnehmerrechte, 37 

durch den Abbau öffentlicher Leistungen, durch Privatisierungen und fehlende 38 

Investitionen in die staatliche Infrastruktur massiv verschlechtert. Auf ihrem Rücken wurde 39 

die „schwarze Null“ im Bundeshaushalt erkauft. Offenheit für Zugewanderte fällt leichter, 40 

wenn nicht existenzielle Sorgen, Verteilungskämpfe und Abstiegsängste den Alltag 41 

bestimmen. Damit Integration gelingen kann, stehen wir für eine Politik, die den Menschen 42 

– den Einheimischen und den Neuangekommenen – zu sicheren Lebensperspektiven 43 

verhilft, die öffentliche Hand und ihre Leistungen stärkt und der gravierende Ungleichheit 44 

von Einkommen und Vermögen nachhaltig entgegenwirkt.  45 

  46 
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  Vorwort

Das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom  
28. Juli 1951 ist das Fundament des internationalen Flüchtlings-
rechts. Die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) definiert den Be-
griff ‚Flüchtling‘ und legt Mindeststandards für die Behandlung von  
Personen fest, welche die Voraussetzungen der Flüchtlingseigenschaft 
erfüllen. Kernstück des Abkommens ist das Gebot des sogenann-
ten Non-Refoulement (Nicht-Zurückweisung), das den individuellen 
Schutzanspruch gegenüber dem Unterzeichnerstaat vor Abschiebung 
in eine Verfolungsgefahr manifestiert.

Da das Abkommen kurz nach dem Zweiten Weltkrieg entstand, ist die 
darin enthaltene Definition des Flüchtlingsbegriffs auf Personen be-
zogen, die sich außerhalb ihres Herkunftslandes befinden und infol-
ge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 und je nach Erklä-
rung des Vertragsstaates in Europa oder auch anderswo eingetreten 
sind, zu Flüchtlingen wurden. Angesichts neuer Flüchtlingskrisen in 
den fünfziger und sechziger Jahren wurde es notwendig, sowohl den 
zeitlichen als auch den geographischen Anwendungsbereich der Gen-
fer Flüchtlingskonvention auszuweiten, weshalb ein Protokoll zum Ab-
kommen ausgearbeitet und verabschiedet wurde, das Protokoll über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967 (“New Yorker 
Protokoll”).

UNHCR erhielt durch seine im Dezember 1950 von der General-
versammlung der Vereinten Nationen verabschiedete Satzung den  
Auftrag, für den internationalen Rechtsschutz der Flüchtlinge zu sor-
gen und dauerhafte Lösungen für ihre Probleme zu suchen. Dazu ge-
hört nach Art. 35 GFK auch, die Umsetzung des Abkommens zu über-
wachen.

Berlin, im Februar 2015
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in dem Wunsche, dass alle Staaten in Anerkennung des sozia-
len und humanitären Charakters des Flüchtlingsproblems alles in  
ihrer Macht Stehende tun, um zu vermeiden, dass dieses Problem 
zwischenstaatliche Spannungen verursacht,

in Anerkenntnis dessen, dass dem Hohen Kommissar der Ver-
einten Nationen für Flüchtlinge die Aufgabe obliegt, die Durchfüh-
rung der internationalen Abkommen zum Schutz der Flüchtlinge zu 
überwachen, und dass eine wirksame Koordinierung der zur Lösung 
dieses Problems getroffenen Maßnahmen von der Zusammenarbeit 
der Staaten mit dem Hohem Kommissar abhängen wird,

haben Folgendes vereinbart:

  �Abkommen über die Rechtsstellung   	
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951

verkündet mit Gesetz vom 01.09.1953 (BGB. II S. 559), in Kraft  
getreten am 22.04.1954 gemäß Bekanntmachung des Bundes- 
ministers des Auswärtigen vom 25.04.1954 (BGB 1. II S. 619)

  Präambel

Die hohen vertragschlieSSenden Teile

in der Erwägung, dass die Satzung der Vereinten Nationen und 
die am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung angenom-
mene Allgemeine Erklärung der Menschenrechte den Grundsatz be-
stätigt haben, dass die Menschen ohne Unterschied die Menschen-
rechte und Grundfreiheiten genießen sollen,

in der Erwägung, dass die Organisation der Vereinten Nationen 
wiederholt die tiefe Verantwortung zum Ausdruck gebracht hat, die 
sie für die Flüchtlinge empfindet, und sich bemüht hat, diesen in 
möglichst großem Umfange die Ausübung der Menschenrechte und 
der Grundfreiheiten zu sichern,

in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, frühere interna-
tionale Vereinbarungen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge zu  
revidieren und zusammenzufassen und den Anwendungsbereich 
dieser Regelungen sowie den dadurch gewährleisteten Schutz durch 
eine neue Vereinbarung zu erweitern,

in der Erwägung, dass sich aus der Gewährung des Asylrechts 
nicht zumutbare schwere Belastungen für einzelne Länder ergeben 
können und dass eine befriedigende Lösung des Problems, dessen 
internationalen Umfang und Charakter die Organisation der Verein-
ten Nationen anerkannt hat, ohne internationale Zusammenarbeit 
unter diesen Umständen nicht erreicht werden kann,
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des der Länder, dessen Staatsangehörigkeit diese Person hat. Als 
des Schutzes des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie hat, be-
raubt, gilt nicht eine Person, die ohne einen stichhaltigen, auf  eine 
begründete Befürchtung gestützten Grund den Schutz eines der 
Länder nicht in Anspruch genommen hat, deren Staatsangehörig-
keit sie besitzt.

B. 1. �Im Sinne dieses Abkommens können die im Artikel 1 Abschnitt A 
enthaltenen Worte “Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 einge-
treten sind,” in dem Sinne verstanden werden, dass es sich ent-
weder um

		  a) “Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa eingetre-	
		  ten sind” – oder
		�  b) “Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa oder  

anderswo eingetreten sind”, handelt. Jeder vertragschließende 
Staat wird zugleich mit der Unterzeichnung, der Ratifikation oder 
dem Beitritt eine Erklärung abgeben, welche Bedeutung er diesem 
Ausdruck vom Standpunkt der von ihm aufgrund dieses Abkom-
mens übernommenen Verpflichtung zu geben beabsichtigt.

	 2. �Jeder vertragschließende Staat, der die Formulierung zu  
a) angenommen hat, kann jederzeit durch eine an den Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation  
seine Verpflichtungen durch Annahme der Formulierung  
b) erweitern.

C. �Eine Person, auf  die die Bestimmungen des Absatzes A zutrifft, fällt 
nicht mehr unter dieses Abkommen,

	 1. �wenn sie sich freiwillig erneut dem Schutz des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, unterstellt; oder

	 2. �wenn sie nach dem Verlust ihrer Staatsangehörigkeit diese freiwil-
lig wiedererlangt hat; oder

  Kapitel I - Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Definition des Begriffs “Flüchtling”

A.	� Im Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck “Flüchtling” auf  
jede Person Anwendung: 

	 �1. �Die in Anwendung der Vereinbarungen vom 12. Mai 1926 und  
30. Juni 1928 oder in Anwendung der Abkommen vom 28. Ok-
tober 1933 und 10. Februar 1938 und des Protokolls vom 14. 
September 1939 oder in Anwendung der Verfassung der Inter-
nationalen Flüchtlingsorganisation als Flüchtling gilt. Die von 
der internationalen Flüchtlingsorganisation während der Dau-
er ihrer Tätigkeit getroffenen Entscheidungen darüber, dass je-
mand nicht als Flüchtling im Sinne ihres Statuts anzusehen ist, 
stehen dem Umstand nicht entgegen, dass die Flüchtlingseigen-
schaft Personen zuerkannt wird, die die Voraussetzungen der  
Ziffer 2 dieses Artikels erfüllen;

	 2. �die infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 einge-
treten sind, und aus der begründeten Furcht vor Verfolgung  
wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-
zeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsan-
gehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in  
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht 
in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infol-
ge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in wel-
chem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin  
zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen 
nicht dorthin zurückkehren will. Für den Fall, dass eine Person 
mehr als eine Staatsangehörigkeit hat, bezieht sich der Aus-
druck “das Land, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt,” auf  je-
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endgültig gemäß den hierauf  bezüglichen Entschließungen der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen geregelt worden  
ist, so fallen diese Personen ipso facto unter die Bestimmungen die-
ses Abkommens.

E. �Dieses Abkommen findet keine Anwendung auf  eine Person,  
die von den zuständigen Behörden des Landes, in dem sie  
ihren Aufenthalt genommen hat, als eine Person anerkannt 
wird, welche die Rechte und Pflichten hat, die mit dem Besitz  
der Staatsangehörigkeit dieses Landes verknüpft sind.

F. �Die Bestimmungen dieses Abkommens finden keine Anwendung 
auf  Personen, in Bezug auf  die aus schwer wiegenden Gründen  
die Annahme gerechtfertigt ist,

	 a) �dass sie ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen 
oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne der inter-
nationalen Vertragswerke begangen haben, die ausgearbeitet wor-
den sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen zu tref-
fen;

	 b) �dass sie ein schweres nichtpolitisches Verbrechen außerhalb des 
Aufnahmelandes begangen haben, bevor sie dort als Flüchtling 
aufgenommen wurden;

	 c) �dass sie sich Handlungen zuschulden kommen ließen, die den Zie-
len und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen.

Artikel 2
Allgemeine Verpflichtungen

Jeder Flüchtling hat gegenüber dem Land, in dem er sich befindet, 
Pflichten, zu denen insbesondere der Verpflichtung gehört, die Gesetze 
und sonstigen Rechtsvorschriften sowie die zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung getroffenen Maßnahmen zu beachten.

	 3. �wenn sie eine neue Staatsangehörigkeit erworben hat und den 
Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie erworben hat, 
genießt; oder

	
	 4. �wenn sie freiwillig in das Land, das sie aus Furcht vor Verfol-

gung verlassen hat oder außerhalb dessen sie sich befindet,  
zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen hat; oder

	 5. �wenn sie nach Wegfall der Umstände, aufgrund derer sie als 
Flüchtling anerkannt worden ist, es nicht mehr ablehnen kann, 
den Schutz des Landes in Anspruch zu nehmen, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt. Hierbei wird jedoch unterstellt, dass 
die Bestimmung dieser Ziffer auf  keinen Flüchtling im Sinne 
der Ziffer 1 des Abschnittes A dieses Artikels Anwendung fin-
det, der sich auf  zwingende, auf  früheren Verfolgungen beruhen-
de Gründe berufen kann, um die Inanspruchnahme des Schutzes 
des Landes abzulehnen, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt; 

	 6. �wenn es sich um eine Person handelt, die keine Staatsangehörig-
keit besitzt, falls sie nach Wegfall der Umstände, aufgrund derer 
sie als Flüchtling anerkannt worden ist, in der Lage ist, in das Land 
zurückzukehren, in dem sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz hat. Da-
bei wird jedoch unterstellt, dass die Bestimmung dieser Ziffer auf  
keinen Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des Abschnittes A dieses 
Artikels Anwendung findet, der sich auf  zwingende, auf  früheren 
Verfolgungen beruhende Gründe berufen kann, um die Rückkehr in 
das Land abzulehnen, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte.

D. �Dieses Abkommen findet keine Anwendung auf  Personen, die  
zurzeit den Schutz oder Beistand einer Organisation oder einer  
Institution der Vereinten Nationen mit Ausnahme des Hohen  
Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge genießen.  
Ist dieser Schutz oder diese Unterstützung aus irgendeinem  
Grunde weggefallen, ohne dass das Schicksal dieser Person  
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Artikel 7
Befreiung von der Gegenseitigkeit

1. �Vorbehaltlich der in diesem Abkommen vorgesehenen günsti-
geren Bestimmungen wird jeder vertragschließende Staat den 
Flüchtlingen die Behandlung gewähren, die er Ausländern im  
Allgemeinen gewährt.

2. �Nach dreijährigem Aufenthalt werden alle Flüchtlinge in dem Gebiet 
der vertragschließenden Staaten Befreiung von dem Erfordernis der 
gesetzlichen Gegenseitigkeit genießen.

3. �Jeder vertragschließende Staat wird den Flüchtlingen weiterhin die 
Rechte und Vergünstigungen gewähren, auf  die sie auch bei fehlen-
der Gegenseitigkeit beim In-Kraft-Treten dieses Abkommens für die-
sen Staat bereits Anspruch hatten.

4. �Die vertragschließenden Staaten werden die Möglichkeit wohlwollend 
in Erwägung ziehen, bei fehlender Gegenseitigkeit den Flüchtlingen 
Rechte und Vergünstigungen außer denen, auf  die sie nach Ziffer 2 
und 3 Anspruch haben, sowie Befreiung von dem Erfordernis der Ge-
genseitigkeit den Flüchtlingen zu gewähren, welche die Bedingungen 
von Ziffer 2 und 3 nicht erfüllen.

5. �Die Bestimmungen der Ziffern 2 und 3 finden nicht nur auf  die in den 
Artikeln 13, 18, 19, 21 und 22 dieses Abkommens genannten Rech-
te und Vergünstigungen Anwendung, sondern auch auf  die in diesem 
Abkommen nicht vorgesehenen Rechte und Vergünstigungen.

Artikel 3
Verbot unterschiedlicher Behandlung

Die vertragschließenden Staaten werden die Bestimmungen dieses Ab-
kommens auf  Flüchtlinge ohne unterschiedliche Behandlung aus Grün-
den der Rasse, der Religion oder des Herkunftslandes anwenden.

Artikel 4
Religion

Die vertragschließenden Staaten werden den in ihrem Gebiet befind-
lichen Flüchtlingen in Bezug auf  die Freiheit der Religionsausübung 
und die Freiheit des Religionsunterrichts ihrer Kinder eine mindes-
tens ebenso günstige Behandlung wie ihren eigenen Staatsangehörigen  
gewähren.

Artikel 5
Unabhängig von diesem Abkommen gewährte Rechte

Rechte und Vergünstigungen, die unabhängig von diesem Abkommen 
den Flüchtlingen gewährt werden, bleiben von den Bestimmungen die-
ses Abkommens unberührt.

Artikel 6
Der Ausdruck “unter den gleichen Umständen”

Im Sinne dieses Abkommens ist der Ausdruck “unter den gleichen Um-
ständen” dahingehend zu verstehen, dass die betreffende Person alle 
Bedingungen erfüllen muss (einschließlich derjenigen, die sich auf  die 
Dauer und die Bedingungen des vorübergehenden oder des dauernden 
Aufenthalts beziehen), die sie erfüllen müsste, wenn sie nicht Flücht-
ling wäre, um das in Betracht kommende Recht in Anspruch zu neh-
men, mit Ausnahme der Bedingungen, die ihrer Natur nach ein Flücht-
ling nicht erfüllen kann.
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2. �Ist ein Flüchtling während des Zweiten Weltkrieges aus dem Gebiet 
eines Vertragsstaates zwangsverschickt worden und vor In-Kraft-Tre-
ten dieses Abkommens dorthin zurückgekehrt, um dort seinen dau-
ernden Aufenthalt zu nehmen, so wird die Zeit vor und nach dieser 
Zwangsverschickung für alle Zwecke, für die ein ununterbrochener Auf-
enthalt erforderlich ist, als ein ununterbrochener Aufenthalt gelten.

Artikel 11
Geflüchtete Seeleute

Bei Flüchtlingen, die ordnungsgemäß als Besatzungsangehörige ei-
nes Schiffes angeheuert sind, das die Flagge eines Vertragsstaates 
führt, wird dieser Staat die Möglichkeit wohl wollend in Erwägung zie-
hen, diesen Flüchtlingen die Genehmigung zur Niederlassung in seinem  
Gebiet zu erteilen und ihnen Reiseausweise auszustellen oder ihnen vor-
läufig den Aufenthalt in seinem Gebiet zu gestatten, insbesondere um 
ihre Niederlassung in einem anderen Land zu erleichtern.

Artikel 8
Befreiung von auSSergewöhnlichen MaSSnahmen

Außergewöhnliche Maßnahmen, die gegen die Person, das Eigentum 
oder die Interessen der Staatsangehörigen eines bestimmten Staates 
ergriffen werden können, werden von den vertragschließenden Staa-
ten auf  einen Flüchtling, der formell ein Staatsangehöriger dieses Staa-
tes ist, allein wegen seiner Staatsangehörigkeit nicht angewendet. Die 
vertragschließenden Staaten, die nach dem bei ihnen geltenden Recht 
den in diesem Artikel aufgestellten allgemeinen Grundsatz nicht anwen-
den können, werden in geeigneten Fällen Befreiung zugunsten solcher 
Flüchtlinge gewähren.

Artikel 9
Vorläufige MaSSnahmen

Keine der Bestimmungen dieses Abkommens hindert einen vertrag-
schließenden Staat in Kriegszeiten oder bei Vorliegen sonstiger schwer 
wiegender und außergewöhnlicher Umstände daran, gegen eine be-
stimmte Person vorläufig die Maßnahmen zu ergreifen, die dieser Staat 
für seine Sicherheit für erforderlich hält, bis dieser vertragschließen-
de Staat eine Entscheidung darüber getroffen hat, ob diese Person tat-
sächlich ein Flüchtling ist und die Aufrechterhaltung dieser Maßnahmen 
im vorliegenden Falle im Interesse der Sicherheit des Staates notwen-
dig ist.

Artikel 10
Fortdauer des Aufenthalts

1. �Ist ein Flüchtling während des Zweiten Weltkrieges zwangsve-
schickt und in das Gebiet eines der Vertragsstaaten verbracht wor-
den und hält er sich dort auf, so wird die Dauer dieses Zwangs-
aufenthaltes als rechtmäßiger Aufenthalt in diesem Gebiet gelten. 
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Kunst und Wissenschaft genießt jeder Flüchtling in dem Land, in dem 
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, den Schutz, der den Staats-
angehörigen des Landes gewährt wird. Im Gebiete jedes anderen ver-
tragschließenden Staates genießt er den Schutz, der in diesem Gebiet 
den Staatsangehörigen des Landes gewährt wird, in dem er seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

Artikel 15
Vereinigungsrecht

Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Gebiet aufhalten, hinsichtlich der Vereinigungen, 
die nicht politischen und nicht Erwerbszwecken dienen, und den Be-
rufsverbänden die günstigste Behandlung wie den Staatsangehörigen 
eines fremden Landes unter den gleichen Umständen gewähren.

Artikel 16
Zugang zu den Gerichten

1. �Jeder Flüchtling hat in dem Gebiet der vertragschließenden Staaten 
freien und ungehinderten Zugang zu den Gerichten.

2.	�I�n dem vertragschließenden Staat, in dem ein Flüchtling seine
	� gewöhnlichen Aufenthalt hat, genießt er hinsichtlich des Zugangs 

zu den Gerichten einschließlich des Armenrechts und der Befreiung 
von Sicherheitsleistung für Prozesskosten dieselbe Behandlung wie 
ein eigener Staatsangehöriger.

3. �In den vertragschließenden Staaten, in denen ein Flüchtling nicht 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, genießt er hinsichtlich der 
in Ziffer 2 erwähnten Angelegenheit dieselbe Behandlung wie ein 
Staatsangehöriger des Landes, in dem er seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat.

  Kapitel II - Rechtsstellung

Artikel 12
Personalstatut

1. �Das Personalstatut jedes Flüchtlings bestimmt sich nach dem Recht 
des Landes seines Wohnsitzes oder, in Ermangelung eines Wohnsit-
zes, nach dem Recht seines Aufenthaltslandes.

2. �Die von einem Flüchtling vorher erworbenen und sich aus seinem 
Personalstatut ergebenden Rechte, insbesondere die aus der Ehe-
schließung, werden von jedem vertragschließenden Staat geachtet, 
gegebenenfalls vorbehaltlich der Formalitäten, die nach dem in die-
sem Staat geltenden Recht vorgesehen sind. Hierbei wird jedoch 
unterstellt, dass das betreffende Recht zu demjenigen gehört, das 
nach den Gesetzen dieses Staates anerkannt worden wäre, wenn 
die in Betracht kommende Person kein Flüchtling geworden wäre.

Artikel 13
Bewegliches und unbewegliches Eigentum

Die vertragschließenden Staaten werden jedem Flüchtling hinsicht-
lich des Erwerbs von beweglichem und unbeweglichem Eigentum 
und sonstiger diesbezüglicher Rechte sowie hinsichtlich von Miet-,  
Pacht- und sonstigen Verträgen über bewegliches und unbewegliches 
Eigentum eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger güns-
tige Behandlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen unter 
den gleichen Umständen gewährt wird.

Artikel 14
Urheberrecht und gewerbliche Schutzrechte

Hinsichtlich des Schutzes von gewerblichen Rechten, insbesonde-
re an Erfindungen, Mustern und Modellen, Warenzeichen und Han-
delsnamen, sowie des Schutzes von Rechten an Werken der Literatur, 
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Artikel 18
Selbstständige Tätigkeit

Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Gebiet befinden, hinsichtlich der Ausübung einer 
selbstständigen Tätigkeit in Landwirtschaft, Industrie, Handwerk und 
Handel sowie der Errichtung von Handels- und industriellen Unterneh-
men eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger günstige Be-
handlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen unter den glei-
chen Umständen gewährt wird.

Artikel 19
Freie Berufe

1. �Jeder vertragschließende Staat wird den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in seinem Gebiet aufhalten, Inhaber von durch die zu-
ständigen Behörden dieses Staates anerkannten Diplomen sind und 
einen freien Beruf auszuüben wünschen, eine möglichst günstige 
und jedenfalls nicht weniger günstige Behandlung gewähren, als sie 
Ausländern im Allgemeinen unter den gleichen Umständen gewährt 
wird. 

2.	�Die vertragschließenden Staaten werden alles in ihrer Macht Ste-
hende tun, um im Einklang mit ihren Gesetzen und Verfassungen 
die Niederlassung solcher Flüchtlinge in den außerhalb des Mutter-
landes gelegenen Gebieten sicherzustellen, für deren internationale 
Beziehungen sie verantwortlich sind.

  Kapitel III – Erwerbstätigkeit

Artikel 17
Nichtselbstständige Arbeit

1. �Die vertragschließenden Staaten werden hinsichtlich der Ausübung 
nichtselbstständiger Arbeit jedem Flüchtling, der sich rechtmäßig 
in ihrem Gebiet aufhält, die günstigste Behandlung gewähren, die 
den Staatsangehörigen eines fremden Landes unter den gleichen 
Umständen gewährt wird.

2. �In keinem Falle werden die einschränkenden Maßnahmen, die für 
Ausländer oder für die Beschäftigung von Ausländern zum Schutz 
des eigenen Arbeitsmarktes bestehen, Anwendung auf Flüchtlinge 
finden, die beim In-Kraft-Treten dieses Abkommens durch den be-
treffenden Vertragsstaat bereits davon befreit waren oder eine der 
folgenden Bedingungen erfüllen:

	 a) wenn sie sich drei Jahre im Lande aufgehalten haben;
	 b) �wenn sie mit einer Person, die die Staatsangehörigkeit des Auf-

enthaltslandes besitzt, die Ehe geschlossen haben. Ein Flüchtling 
kann sich nicht auf die Vergünstigung dieser Bestimmung beru-
fen, wenn er seinen Ehegatten verlassen hat;

	 c) �wenn sie ein oder mehrere Kinder haben, die die Staatsangehörig-
keit des Aufenthaltslandes besitzen.

3. �Die vertragschließenden Staaten werden hinsichtlich der Ausübung 
nichtselbstständiger Arbeit Maßnahmen wohl wollend in Erwägung 
ziehen, um alle Flüchtlinge, insbesondere diejenigen, die im Rah-
men eines Programms zur Anwerbung von Arbeitskräften oder ei-
nes Einwanderungsplanes in ihr Gebiet gekommen sind, den eige-
nen Staatsangehörigen rechtlich gleichzustellen.



1918

  Kapitel IV – Wohlfahrt

Artikel 20
Rationierung

Falls ein Rationierungssystem besteht, dem die Bevölkerung insge-
samt unterworfen ist und das die allgemeine Verteilung von Erzeugnis-
sen regelt, an denen Mangel herrscht, werden Flüchtlinge wie Staats-
angehörige behandelt.

Artikel 21
Wohnungswesen

Hinsichtlich des Wohnungswesens werden die vertragschließenden 
Staaten insoweit, als die Angelegenheit durch Gesetz oder sonstige 
Rechtsvorschriften geregelt ist oder der Überwachung öffentlicher 
Behörden unterliegt, den sich rechtmäßig in ihrem Gebiet aufhalten-
den Flüchtlingen eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger 
günstige Behandlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen un-
ter den gleichen Bedingungen gewährt wird.

Artikel 22
Öffentliche Erziehung

1. �Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen diesel-
be Behandlung wie ihren Staatsangehörigen hinsichtlich des Unter-
richts in Volksschulen gewähren.

2. �Für über die Volksschule hinausgehenden Unterricht, insbesondere 
die Zulassung zum Studium, die Anerkennung von ausländischen Stu-
dienzeugnissen, Diplomen und akademischen Titeln, den Erlass von 
Gebühren und Abgaben und die Zuerkennung von Stipendien, wer-
den die vertragschließenden Staaten eine möglichst günstige und in 
keinem Falle weniger günstige Behandlung gewähren, als sie Auslän-
dern im Allgemeinen unter den gleichen Bedingungen gewährt wird.

Artikel 23
Öffentliche Fürsorge

Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Staatsgebiet aufhalten, auf dem Gebiet der öf-
fentlichen Fürsorge und sonstigen Hilfeleistungen die gleiche Behand-
lung wie ihren eigenen Staatsangehörigen gewähren. 

Artikel 24
Arbeitsrecht und soziale Sicherheit

1. �Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Gebiet aufhalten, dieselbe Behandlung gewäh-
ren wie ihren Staatsangehörigen, wenn es sich um folgende Angele-
genheiten handelt:

	 a) �Lohn einschließlich Familienbeihilfen, wenn diese einen Teil des 
Arbeitsentgelts bilden, Arbeitszeit, Überstunden, bezahlter Ur-
laub, Einschränkungen der Heimarbeit, Mindestalter für die Be-
schäftigung, Lehrzeit und Berufsausbildung, Arbeit von Frauen 
und Jugendlichen und der Genuss der durch Tarifverträge gebote-
nen Vergünstigungen, soweit alle diese Fragen durch das gelten-
de Recht geregelt sind oder in die Zuständigkeit der Verwaltungs-
behörden fallen;

	 b) �Soziale Sicherheit (gesetzliche Bestimmungen bezüglich der Ar-
beitsunfälle, der Berufskrankheiten, der Mutterschaft, der Krank-
heit, der Arbeitsunfähigkeit, des Alters und des Todes, der Ar-
beitslosigkeit, des Familienunterhalts sowie jedes anderen 
Wagnisses, das nach dem im betreffenden Land geltenden Recht 
durch ein System der sozialen Sicherheit gedeckt wird) vorbehalt-
lich

		  i) � �geeigneter Abmachungen über die Aufrechterhaltung der er-
worbenen Rechte und Anwartschaften,

		  ii) �besonderer Bestimmungen, die nach dem im Aufenthaltsland 
geltenden Recht vorgeschrieben sind und die Leistungen oder 
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  Kapitel V – VerwaltungsmaSSnahmen

Artikel 25
Verwaltungshilfe

1. �Würde die Ausübung eines Rechts durch einen Flüchtling norma-
lerweise die Mitwirkung ausländischer Behörden erfordern, die er 
nicht in Anspruch nehmen kann, so werden die vertragschließenden 
Staaten, in deren Gebiet er sich aufhält, dafür sorgen, dass ihm die-
se Mitwirkung entweder durch ihre eigenen Behörden oder durch 
eine internationale Behörde zuteil wird.

2. �Die in Ziffer 1 bezeichneten Behörden werden Flüchtlingen dieje-
nigen Urkunden und Bescheinigungen ausstellen oder unter ihrer 
Aufsicht ausstellen lassen, die Ausländern normalerweise von den 
Behörden ihres Landes oder durch deren Vermittlung ausgestellt 
werden.

3. �Die so ausgestellten Urkunden oder Bescheinigungen werden die 
amtlichen Schriftstücke ersetzen, die Ausländern von den Behörden 
ihres Landes oder durch deren Vermittlung ausgestellt werden; sie 
werden bis zum Beweis des Gegenteils als gültig angesehen.

4. �Vorbehaltlich der Ausnahmen, die zugunsten Bedürftiger zuzu-
lassen wären, können für die in diesem Artikel erwähnten Amts-
handlungen Gebühren verlangt werden; diese Gebühren sollen je-
doch niedrig sein und müssen denen entsprechen, die von eigenen 
Staatsangehörigen für ähnliche Amtshandlungen erhoben werden.

5. �Die Bestimmungen dieses Artikels berühren nicht die Artikel 27  
und 28.

Teilleistungen betreffen, die ausschließlich aus öffentlichen 
Mitteln bestritten werden, sowie Zuwendungen an Personen, 
die nicht die für die Gewährung einer normalen Rente geforder-
ten Bedingungen der Beitragsleistung erfüllen.

2. �Das Recht auf Leistung, das durch den Tod eines Flüchtlings infol-
ge eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit entsteht, wird 
nicht dadurch berührt, dass sich der Berechtigte außerhalb des Ge-
bietes des vertragschließenden Staates aufhält.

3. �Die vertragschließenden Staaten werden auf die Flüchtlinge die Vor-
teile der Abkommen erstrecken, die sie hinsichtlich der Aufrechter-
haltung der erworbenen Rechte und Anwartschaften auf dem Ge-
biet der sozialen Sicherheit untereinander abgeschlossen haben 
oder abschließen werden, soweit die Flüchtlinge die Bedingungen 
erfüllen, die für Staatsangehörige der Unterzeichnerstaaten der in 
Betracht kommenden Abkommen vorgesehen sind.

4. �Die vertragschließenden Staaten werden wohlwollend die Möglich-
keit prüfen, die Vorteile ähnlicher Abkommen, die zwischen diesen 
vertragschließenden Staaten und Nichtvertragsstaaten in Kraft sind 
oder sein werden, so weit wie möglich auf Flüchtlinge auszudehnen.
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werden, als ob sie den Flüchtlingen aufgrund dieses Artikels ausge-
stellt worden wären.

Artikel 29
Steuerliche Lasten

1. �Die vertragschließenden Staaten werden von den Flüchtlingen kei-
ne anderen oder höheren Gebühren, Abgaben oder Steuern, gleich-
viel unter welcher Bezeichnung, erheben, als unter ähnlichen Ver-
hältnissen von ihren eigenen Staatsangehörigen jetzt oder künftig 
erhoben werden.

2. �Die Bestimmungen der vorstehenden Ziffer schließen nicht aus, die 
Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften über Gebühren für die 
Ausstellung von Verwaltungsurkunden einschließlich Personalaus-
weisen an Ausländer auf Flüchtlinge anzuwenden.

Artikel 30
Überführung von Vermögenswerten

1. �Jeder vertragschließende Staat wird in Übereinstimmung mit den 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des Landes den Flücht-
lingen gestatten, die Vermögenswerte, die sie in sein Gebiet ge-
bracht haben, in das Gebiet eines anderen Landes zu überführen, 
in dem sie zwecks Wiederansiedlung aufgenommen worden sind.

2. �Jeder vertragschließende Staat wird die Anträge von Flüchtlingen 
wohl wollend in Erwägung ziehen, die auf die Erlaubnis gerichtet 
sind, alle anderen Vermögenswerte, die zu ihrer Wiederansiedlung 
erforderlich sind, in ein anderes Land zu überführen, in dem sie zur 
Wiederansiedlung aufgenommen worden sind. 

Artikel 26
Freizügigkeit

Jeder vertragschließende Staat wird den Flüchtlingen, die sich recht-
mäßig in seinem Gebiet befinden, das Recht gewähren, dort ihren 
Aufenthalt zu wählen und sich frei zu bewegen, vorbehaltlich der  
Bestimmungen, die allgemein auf Ausländer unter den gleichen Um-
ständen Anwendung finden.

Artikel 27
Personalausweise

Die vertragschließenden Staaten werden jedem Flüchtling, der sich  
in ihrem Gebiet befindet und keinen gültigen Reiseausweis besitzt,  
einen Personalausweis ausstellen. 

Artikel 28
Reiseausweise

1. �Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Gebiet aufhalten, Reiseausweise ausstellen, 
die ihnen Reisen außerhalb dieses Gebietes gestatten, es sei denn, 
dass zwingende Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
entgegenstehen; die Bestimmungen des Anhanges zu diesem Ab-
kommen werden auf diese Ausweise Anwendung finden. Die vertrag-
schließenden Staaten können einen solchen Reiseausweis jedem 
anderen Flüchtling ausstellen, der sich in ihrem Gebiet befindet; sie 
werden ihre Aufmerksamkeit besonders jenen Flüchtlingen zuwen-
den, die sich in ihrem Gebiet befinden und nicht in der Lage sind, ei-
nen Reiseausweis von dem Staat zu erhalten, in dem sie ihren recht-
mäßigen Aufenthalt haben.

2. �Reiseausweise, die aufgrund früherer internationaler Abkommen 
von den Unterzeichnerstaaten ausgestellt worden sind, werden 
von den vertragschließenden Staaten anerkannt und so behandelt  
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ständigen Behörde oder vor einer oder mehreren Personen, die von 
der zuständigen Behörde besonders bestimmt sind, vertreten zu 
lassen.

3. �Die vertragschließenden Staaten werden einem solchen Flüchtling 
eine angemessene Frist gewähren, um ihm die Möglichkeit zu ge-
ben, in einem anderen Lande um rechtmäßige Aufnahme nachzu-
suchen. Die vertragschließenden Staaten behalten sich vor, wäh-
rend dieser Frist diejenigen Maßnahmen anzuwenden, die sie zur 
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung für zweckdienlich erachten.

Artikel 33
Verbot der Ausweisung und Zurückweisung

1. �Keiner der vertragschließenden Staaten wird einen Flüchtling auf ir-
gendeine Weise über die Grenzen von Gebieten ausweisen oder zu-
rückweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner 
Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Über-
zeugung bedroht sein würde. 

2. �Auf die Vergünstigung dieser Vorschrift kann sich jedoch ein Flücht-
ling nicht berufen, der aus schwer wiegenden Gründen als eine Ge-
fahr für die Sicherheit des Landes anzusehen ist, in dem er sich be-
findet, oder der eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses Staates 
bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens oder eines besonders 
schweren Vergehens rechtskräftig verurteilt wurde.

Artikel 34
Einbürgerung

Die vertragschließenden Staaten werden so weit wie möglich die Ein-
gliederung und Einbürgerung der Flüchtlinge erleichtern. Sie werden 
insbesondere bestrebt sein, Einbürgerungsverfahren zu beschleuni-
gen und die Kosten dieses Verfahrens so weit wie möglich herabzu-
setzen.

Artikel 31
Flüchtlinge, die sich nicht rechtmäSSig im Aufnahmeland 
aufhalten

1. �Die vertragschließenden Staaten werden wegen unrechtmäßiger 
Einreise oder Aufenthalts keine Strafen gegen Flüchtlinge verhän-
gen, die unmittelbar aus einem Gebiet kommen, in dem ihr Leben 
oder ihre Freiheit im Sinne von Artikel 1 bedroht waren und die ohne 
Erlaubnis in das Gebiet der vertragschließenden Staaten einreisen 
oder sich dort aufhalten, vorausgesetzt, dass sie sich unverzüglich 
bei den Behörden melden und Gründe darlegen, die ihre unrecht-
mäßige Einreise oder ihren unrechtmäßigen Aufenthalt rechtfertigen.

2. �Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen beim 
Wechsel des Aufenthaltsortes keine Beschränkungen auferlegen, 
außer denen, die notwendig sind; diese Beschränkungen werden je-
doch nur so lange Anwendung finden, wie die Rechtsstellung dieser 
Flüchtlinge im Aufnahmeland geregelt oder es ihnen gelungen ist, 
in einem anderen Land Aufnahme zu erhalten. Die vertragschließen-
den Staaten werden diesen Flüchtlingen eine angemessene Frist so-
wie alle notwendigen Erleichterungen zur Aufnahme in einem ande-
ren Land gewähren.

Artikel 32
Ausweisung

1. �Die vertragschließenden Staaten werden einen Flüchtling, der sich 
rechtmäßig in ihrem Gebiet befindet, nur aus Gründen der öffentli-
chen Sicherheit oder Ordnung ausweisen.

2. �Die Ausweisung eines Flüchtlings darf nur in Ausführung einer Ent-
scheidung erfolgen, die in einem durch gesetzliche Bestimmungen 
geregelten Verfahren ergangen ist. Soweit nicht zwingende Grün-
de für die öffentliche Sicherheit entgegenstehen, soll dem Flücht-
ling gestattet werden, Beweise zu seiner Entlastung beizubringen, 
ein Rechtsmittel einzulegen und sich zu diesem Zweck vor einer zu-
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	 Kapitel VI – Durchführungs- und
  Übergangsbestimmungen

Artikel 35
Zusammenarbeit der staatlichen Behörden mit den
Vereinten Nationen

1. �Die vertragschließenden Staaten verpflichten sich zur Zusammen-
arbeit mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge oder jeder ihm etwa nachfolgenden anderen Stelle 
der Vereinten Nationen bei der Ausübung seiner Befugnisse, insbe-
sondere zur Erleichterung seiner Aufgabe, die Durchführung der Be-
stimmungen dieses Abkommens zu überwachen.

2. �Um es dem Amt des Hohen Kommissars oder jeder ihm etwa nach-
folgenden anderen Stelle der Vereinten Nationen zu ermöglichen, 
den zuständigen Organen der Vereinten Nationen Berichte vorzule-
gen, verpflichten sich die vertragschließenden Staaten, ihm in ge-
eigneter Form die erbetenen Auskünfte und statistischen Angaben 
zu liefern über

	 a) die Lage der Flüchtlinge,
	 b) die Durchführung dieses Abkommens und
	 c) �die Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die in 

Bezug auf Flüchtlinge jetzt oder künftig in Kraft sind.

Artikel 36
Auskünfte über innerstaatliche Rechtsvorschriften

Die vertragschließenden Staaten werden dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen den Wortlaut der Gesetze und sonstiger Rechts-
vorschriften mitteilen, die sie etwa erlassen werden, um die Durchfüh-
rung dieses Abkommens sicherzustellen.

Artikel 37
Beziehung zu früher geschlossenen Abkommen

Unbeschadet der Bestimmungen seines Artikels 28 Ziffer 2 tritt dieses 
Abkommen im Verhältnis zwischen den vertragschließenden Staaten an 
die Stelle der Vereinbarungen vom 5. Juli 1922, 31. Mai 1924, 12. Mai 
1926, 30. Juni 1928 und 30. Juli 1935 sowie der Abkommen vom 28. 
Oktober 1933, 10. Februar 1938, des Protokolls vom 14. September 
1939 und der Vereinbarung vom 15. Oktober 1946.

  Kapitel VII - Schlussbestimmungen

Artikel 38
Regelung von Streitfällen

Jeder Streitfall zwischen den Parteien dieses Abkommens über des-
sen Auslegung oder Anwendung, der auf andere Weise nicht beigelegt 
werden kann, wird auf Antrag einer der an dem Streitfall beteiligten 
Parteien dem Internationalen Gerichtshof vorgelegt.

Artikel 39
Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt

1. �Dieses Abkommen liegt in Genf am 28. Juli 1951 zur Unterzeich-
nung auf und wird nach diesem Zeitpunkt beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen hinterlegt. Es liegt vom 28. Juli bis 31. August 
1951 im Europäischen Büro der Vereinten Nationen zur Unterzeich-
nung auf, sodann erneut vom 17. September 1951 bis 31. Dezember 
1952 am Sitz der Organisation der Vereinten Nationen.

2. �Dieses Abkommen liegt zur Unterzeichnung durch alle Mitgliedstaa-
ten der Organisation der Vereinten Nationen, durch jeden Nicht-Mit-
gliedstaat, der zur Konferenz der Bevollmächtigten über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge und Staatenlosen eingeladen war, sowie 
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Artikel 41
Klausel für Bundesstaaten

Im Falle eines Bundes- oder Nichteinheitsstaates werden nachstehen-
de Bestimmungen Anwendung finden:
a) �Soweit es sich um die Artikel dieses Abkommens handelt, für die der 

Bund die Gesetzgebung hat, werden die Verpflichtungen der Bun-
desregierung dieselben sein wie diejenigen der Unterzeichnerstaa-
ten, die keine Bundesstaaten sind.

b) �Soweit es sich um die Artikel dieses Abkommens handelt, für die die 
einzelnen Länder, Provinzen oder Kantone, die aufgrund der Bun-
desverfassung zur Ergreifung gesetzgeberischer Maßnahmen nicht 
verpflichtet sind, die Gesetzgebung haben, wird die Bundesregierung 
sobald wie möglich diese Artikel den zuständigen Stellen der Länder, 
Provinzen oder Kantone befürwortend zur Kenntnis bringen.

c) �Ein Bundesstaat als Unterzeichner dieses Abkommens wird auf das 
ihm durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittel-
te Ersuchen eines anderen vertragschließenden Staates hinsichtlich 
einzelner Bestimmungen des Abkommens eine Darstellung der gel-
tenden Gesetzgebung und ihrer Anwendung innerhalb des Bundes 
und seiner Glieder übermitteln, aus der hervorgeht, inwieweit die-
se Bestimmungen durch Gesetzgebung oder sonstige Maßnahmen 
wirksam geworden sind.

Artikel 42
Vorbehalte

1.� Im Zeitpunkt der Unterzeichnung, der Ratifikation oder des Beitritts 
kann jeder Staat zu den Artikeln des Abkommens, mit Ausnahme 
der Artikel 1, 3, 4, 16 (1), 33, 36 bis 46 einschließlich, Vorbehate 
machen.

2. �Jeder vertragschließende Staat, der gemäß Ziffer 1 dieses Artikels 
einen Vorbehalt gemacht hat, kann ihn jederzeit durch eine diesbe-
zügliche, an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zu richten-
de Mitteilung zurücknehmen.

durch jeden anderen Staat auf, den die Vollversammlung zur Un-
terzeichnung einlädt. Das Abkommen ist zu ratifizieren; die Rati-
fikationsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen zu hinterlegen.

3. �Die in Ziffer 2 dieses Artikels bezeichneten Staaten können die-
sem Abkommen vom 28. Juli 1951 an beitreten. Der Beitritt er-
folgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen.

Artikel 40
Klausel zur Anwendung auf andere Gebiete

1. �Jeder Staat kann im Zeitpunkt der Unterzeichnung, der Ratifikati-
on oder des Beitritts erklären, dass sich die Geltung dieses Abkom-
mens auf alle oder mehrere oder eins der Gebiete erstreckt, die er 
in den internationalen Beziehungen vertritt. Eine solche Erklärung 
wird zu dem Zeitpunkt wirksam, an dem dieses Abkommen für den 
betreffenden Staat in Kraft tritt.

2. �Eine Ausdehnung des Geltungsbereichs zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgt durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen zu richtende Mitteilung und wird am neunzigsten Tage nach 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem der Generalsekretär der Verein-
ten Nationen die Mitteilung erhalten hat, oder zu dem Zeitpunkt, 
an dem dieses Abkommen für den betreffenden Staat in Kraft tritt, 
wenn dieser letztgenannte Zeitpunkt später liegt. 

3. �Bei Gebieten, für die dieses Abkommen im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung, Ratifikation oder des Beitritts nicht gilt, wird jeder be-
teiligte Staat die Möglichkeit prüfen, sobald wie möglich alle erfor-
derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Geltungsbereich dieses 
Abkommens auf diese Gebiete auszudehnen, gegebenenfalls unter 
dem Vorbehalt der Zustimmung der Regierungen dieser Gebiete, 
wenn eine solche aus verfassungsmäßigen Gründen erforderlich ist.
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2. �Die Vollversammlung der Vereinten Nationen empfiehlt die Maß-
nahmen, die gegebenenfalls in Bezug auf diesen Antrag zu ergrei-
fen sind.

Artikel 46
Mitteilungen des Generalsekretärs  
der Vereinten Nationen

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen macht allen Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen und den im Artikel 39 bezeichneten Nicht-
Mitgliedstaaten Mitteilung über:
a) Erklärungen und Mitteilungen gemäß Artikel 1, Abschnitt B;
b) �Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitrittserklärungen gemäß 

Artikel 39;
c) Erklärungen und Anzeigen gemäß Artikel 40;
d) gemäß Artikel 42 erklärte oder zurückgenommene Vorbehalte;
e) �den Zeitpunkt, an dem dieses Abkommen gemäß Artikel 43 in Kraft 

tritt;
f) Kündigungen und Mitteilungen gemäß Artikel 44;
g) Revisionsanträge gemäß Artikel 45.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten gehörig beglaubigten 
Vertreter namens ihrer Regierungen dieses Abkommen unterschrieben.

Geschehen zu Genf, am achtundzwanzigsten Juli neunzehnhun-
derteinundfünfzig, in einem einzigen Exemplar, dessen englischer und 
französischer Wortlaut in gleicher Weise maßgebend ist, das in den 
Archiven der Organisation der Vereinten Nationen hinterlegt wird, und 
von dem beglaubigte Ausfertigungen allen Mitgliedstaaten der Verein-
ten Nationen und den im Artikel 39 bezeichneten Nicht-Mitgliedstaa-
ten übermittelt werden.

Artikel 43
In-Kraft-Treten

1. �Dieses Abkommen tritt am neunzigsten Tage nach dem Zeitpunkt 
der Hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
in Kraft. 

2. �Für jeden der Staaten, die das Abkommen nach Hinterlegung der 
sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifizieren oder ihm bei-
treten, tritt es am neunzigsten Tage nach dem Zeitpunkt der Hinterle-
gung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Staates in Kraft.

Artikel 44
Kündigung

1. �Jeder vertragschließende Staat kann das Abkommen jederzeit 
durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zu  
richtende Mitteilung kündigen.

2. �Die Kündigung wird für den betreffenden Staat ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt wirksam, an dem sie beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen eingegangen ist.

3. �Jeder Staat, der eine Erklärung oder Mitteilung gemäß Artikel 40 
gegeben hat, kann jederzeit später dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen mitteilen, dass das Abkommen auf ein in der Mit-
teilung bezeichnetes Gebiet nicht mehr Anwendung findet. Das Ab-
kommen findet sodann ein Jahr nach dem Zeitpunkt, an dem diese 
Mitteilung beim Generalsekretär eingegangen ist, auf das in Be-
tracht kommende Gebiet keine Anwendung mehr.

Artikel 45
Revision

1. �Jeder vertragschließende Staat kann jederzeit mittels einer an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen zu richtenden Mitteilung 
die Revision dieses Abkommens beantragen.
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Paragraf 6

1. �Zur Erneuerung oder Verlängerung der Geltungsdauer des Auswei-
ses ist die ausstellende Behörde zuständig, solange der Inhaber 
sich rechtmäßig nicht in einem anderen Gebiet niedergelassen hat 
und rechtmäßig im Gebiet der genannten Behörde wohnhaft ist. Zur 
Ausstellung eines neuen Ausweises ist unter den gleichen Voraus-
setzungen die Behörde zuständig, die den früheren Ausweis ausge-
stellt hat.

2. �Diplomatische oder konsularische Vertreter, die zu diesem Zweck 
besonders ermächtigt sind, haben das Recht, die Geltungsdauer 
der von ihren Regierungen ausgestellten Reiseausweise für eine 
Zeitdauer, die sechs Monate nicht überschreiten darf, zu verlän-
gern. 

3. �Die vertragschließenden Staaten werden die Möglichkeit der Er-
neuerung oder Verlängerung der Geltungsdauer der Reiseausweise 
oder der Ausstellung neuer wohl wollend prüfen, wenn es sich um 
Flüchtlinge handelt, die sich nicht mehr rechtmäßig in ihrem Gebiet 
aufhalten und nicht in der Lage sind, von dem Lande, in dem sie 
rechtmäßig wohnhaft sind, einen Reiseausweis zu erhalten.

Paragraf 7

Die vertragschließenden Staaten werden die Gültigkeit der im Einklang 
mit den Bestimmungen des Artikels 28 dieses Abkommens ausgestell-
ten Ausweise anerkennen.

Paragraf 8

Die zuständigen Behörden des Landes, in welches der Flüchtling sich 
zu begeben wünscht, werden, wenn sie zu seinem Aufenthalt bereit 
sind und ein Sichtvermerk erforderlich ist, einen Sichtvermerk auf sei-
nem Ausweis anbringen.

  Anhang

Paragraf 1

1. �Der im Artikel 28 dieses Abkommens vorgesehene Reiseausweis hat 
dem anliegenden Muster zu entsprechen.

2. �Der Ausweis ist in mindestens zwei Sprachen abzufassen, von de-
nen eine englisch oder französisch ist.

Paragraf 2

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ausstellungslandes können die 
Kinder auf dem Ausweis eines der Elternteile, oder unter besonderen 
Umständen, eines anderen erwachsenen Flüchtlings aufgeführt wer-
den.

Paragraf 3

Die für die Ausstellung des Ausweises zu erhebenden Gebühren dürfen 
den für die Ausstellung von nationalen Pässen geltenden Mindestsatz 
nicht überschreiten.

Paragraf 4

Soweit es sich nicht um besondere oder Ausnahmefälle handelt, wird 
der Ausweis für die größtmögliche Anzahl von Ländern ausgestellt.

Paragraf 5

Die Geltungsdauer des Ausweises beträgt je nach Wahl der ausstellen-
den Behörde ein oder zwei Jahre.
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ber eines Reiseausweises, der ihm vom Staat gemäß Artikel 28 die-
ses Abkommens ausgestellt wurde, die Rückkehr in sein Gebiet zu 
einem beliebigen Zeitpunkt während der Geltungsdauer des Auswei-
ses zu gestatten.

2. �Vorbehaltlich der Bestimmungen der vorstehenden Ziffer kann ein 
vertragschließender Staat verlangen, dass sich der Inhaber dieses 
Ausweises allen Formalitäten unterwirft, die für aus- oder einreisen-
de Personen jeweils vorgeschrieben sind.

3. �Die vertragschließenden Staaten behalten sich das Recht vor, in 
Ausnahmefällen oder in Fällen, in denen die Aufenthaltsgenehmi-
gung des Flüchtlings für eine ausdrücklich bestimmte Zeitdauer 
gültig ist, zum Zeitpunkt der Ausstellung des Ausweises den Zeit-
abschnitt zu beschränken, während dessen der Flüchtling zurück-
kehren darf; diese Zeit darf jedoch nicht weniger als drei Monate 
betragen.

Paragraf 14

Unter alleinigem Vorbehalt der Bestimmungen des Paragrafen 13 be-
rühren die Bestimmungen des Anhangs in keiner Weise die Gesetze 
und Vorschriften, die in den Gebieten der vertragschließenden Staa-
ten die Voraussetzungen für die Aufnahme, Durchreise, den Aufent-
halt, die Niederlassung und Ausreise regeln.

Paragraf 15

Die Ausstellung des Ausweises und die darin angebrachten Vermerke 
bestimmen und berühren nicht die Rechtsstellung des Inhabers, ins-
besondere nicht seine Staatsangehörigkeit.

Paragraf 16

Die Ausstellung des Ausweises gibt dem Inhaber keinen Anspruch auf 
den Schutz der diplomatischen und konsularischen Vertreter des Aus-
stellungslandes und verleiht diesen Vertretern kein Schutzrecht.

Paragraf 9

1. �Die vertragschließenden Staaten verpflichten sich, den Flüchtlin-
gen, die den Sichtvermerk ihres endgültigen Bestimmungsgebietes 
erhalten haben, Durchreisesichtvermerke zu erteilen.

2. �Die Erteilung dieses Sichtvermerks darf aus Gründen verweigert 
werden, die jedem Ausländer gegenüber zur Verweigerung eines 
Sichtvermerks berechtigen würden.

Paragraf 10

Die Gebühren für die Erteilung von Ausreise-, Einreise- oder Durchrei-
sesichtvermerken dürfen den für ausländische Pässe geltenden Min-
destsatz nicht überschreiten.

Paragraf 11

Wechselt ein Flüchtling seinen Wohnort oder lässt er sich recht- 
mäßig im Gebiet eines anderen vertragschließenden Staates nie-
der, so geht gemäß Artikel 28 die Verantwortung für die Ausstellung  
eines neuen Ausweises auf die zuständige Behörde desjenigen Gebie-
tes über, bei welcher der Flüchtling seinen Antrag zu stellen berech-
tigt ist.

Paragraf 12

Die Behörde, die einen neuen Ausweis ausstellt, hat den alten Ausweis 
einzuziehen und an das Land zurückzusenden, das ihn ausgestellt hat, 
wenn in dem alten Ausweis ausdrücklich bestimmt ist, dass er an das 
Ausstellungsland zurückzusenden ist; im anderen Fall wird die Behör-
de, die den neuen Ausweis ausstellt, den Alten einziehen und ihn ver-
nichten.

Paragraf 13

1. �Jeder der vertragschließenden Staaten verpflichtet sich, dem Inha-
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  Anlage

Muster-Reiseausweis

Der Ausweis hat die Form eines Heftes (etwa 15x10cm).

Es wird empfohlen, ihn so zu bedrucken, dass Rasuren oder Verände-
rungen durch chemische oder andere Mittel leicht zu erkennen sind 
und dass die Worte “Abkommen vom 28. Juli 1951” in fortlaufender 
Wiederholung auf jede Seite in der Sprache des ausstellenden Lan-
des gedruckt werden.

(Umschlag des Heftes)
REISEAUSWEIS
(Abkommen vom 28. Juli 1951)

Nr. _____________
(1) REISEAUSWEIS
(Abkommen vom 28. Juli 1951)

Dieser Ausweis wird ungültig am, wenn er nicht verlängert wird.
Name ............................................................................................................
Vorname(n) ...................................................................................................
begleitet von ...................................................... Kind(ern).

1. �Dieser Ausweis wird lediglich zu dem Zweck ausgestellt, dem Inhaber als Rei-
seausweis anstelle eines nationalen Reisepasses zu dienen. Er stellt keine Ent-
scheidung über die Staatsangehörigkeit des Inhabers dar und berührt diese 
nicht.

2. �Es ist dem Inhaber gestattet, nach .........……...…........…......... (Angabe des Lan-
des, dessen Behörden den Ausweis ausstellen) bis zum .....………...... zurückzu-
kehren, es sei denn, dass nachstehend ein späterer Zeitpunkt genannt ist. (Der 
Zeitraum, innerhalb dessen es dem Inhaber gestattet ist, zurückzukehren, darf 
nicht weniger als drei Monate betragen.)

3. �Lässt sich der Inhaber in einem anderen Lande als demjenigen nieder, das den 
Ausweis ausgestellt hat, so hat der Inhaber, wenn er eine neue Reise antreten 
will, bei den zuständigen Behörden seines Aufenthaltslandes einen neuen Aus-
weis zu beantragen. (Der frühere Ausweis ist der Behörde, die den neuen Aus-
weis ausstellt, zwecks Rücksendung an die Behörde, die ihn ausgestellt hat, zu 
übergeben.) *)

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)
___________________
*) Dieser in Klammern gesetzte Satz kann von Regierungen, die dies wünschen, eingefügt werden.

(2)

Geburtsort und -datum .......................................................................................
Beruf ...................................................................................................................
Gegenwärtiger Wohnort ....................................................................................
*) Mädchenname und Vorname(n) der Ehefrau ...................................................
*) Name und Vorname(n) des Ehemannes ...........................................................

Beschreibung
Größe .............................................................
Haarfarbe .......................................................
Farbe der Augen ............................................
Nase ...............................................................
Gesichtsform .................................................
Hautfarbe .......................................................
Besondere Kennzeichen ................................

*) Nicht Zutreffendes streichen.

Kinder, die den Inhaber des Ausweises begleiten

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)

Name
..........................
..........................
..........................
..........................

Vorname(n)
..........................
..........................
..........................
..........................

Geburtsort u. -datum
..........................
..........................
..........................
..........................

Geschlecht
..........................
..........................
..........................
..........................
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(3)

Lichtbild des Inhabers
und Stempel der ausstellenden Behörde

Fingerabdrücke des Inhabers (falls erforderlich)

Unterschrift des Inhabers
………………………………………………

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)

(5)

Verlängerung oder Erneuerung
der Gültigkeit

Gebühr bezahlt: von ........................................................................................		
	 bis ...........................................................................................
Geschehen zu: .............................................. Datum: .....................................

Unterschrift und Stempel der
Behörde, die die Gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)

(5)

Verlängerung oder Erneuerung
der Gültigkeit

Gebühr bezahlt: von ..........................................................................................              	
	 bis ...........................................................................................
Geschehen zu: .............................................. Datum: .....................................

Unterschrift und Stempel der
Behörde, die die Gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(4)

1. Dieser Ausweis gilt für folgende Länder: ........................................................
...........................................................................................................................
....................................................................................................................

2. Urkunde oder Urkunden, aufgrund derer dieser Ausweis ausgestellt wird: 
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
Ausgestellt in: ...................................................................................................
Datum: ..............................................................................................................

Unterschrift und Stempel der
ausstellenden Behörde

Gebühr bezahlt:

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)

(7-32)

Sichtvermerke

Der Name des Inhabers des Ausweises muss auf jedem Sichtvermerk wieder-
holt werden.

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)

(6)

Verlängerung oder Erneuerung
der Gültigkeit

Gebühr bezahlt: von ..........................................................................................
	 bis ...........................................................................................
Geschehen zu: .............................................. Datum: .......................................

Unterschrift und Stempel der
Behörde, die die Gültigkeit

verlängert oder erneuert.

Verlängerung oder Erneuerung
der Gültigkeit

Gebühr bezahlt: von ..........................................................................................	
	 bis ...........................................................................................
Geschehen zu: .............................................. Datum: ........................................

Unterschrift und Stempel der
Behörde, die die Gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(Dieser Ausweis enthält … Seiten ohne Umschlag.)
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  Protokoll über die Rechtsstellung   

  der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls,

In der Erwägung, dass das am 28. Juli 1951 in Genf beschlossene 
Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (im Folgenden als 
das Abkommen bezeichnet) nur auf Personen Anwendung findet, die 
infolge von vor dem 1. Januar 1951 eingetretenen Ereignissen Flücht-
linge geworden sind,

In In der Erwägung, dass seit Annahme des Abkommens neue Ka-
tegorien von Flüchtlingen entstanden sind und dass die betreffenden 
Flüchtlinge daher möglicherweise nicht unter das Abkommen fallen,

In In der Erwägung, dass es wünschenswert ist, allen Flüchtlin-
gen im Sinne des Abkommens unabhängig von dem Stichtag des  
1. Januar 1951 die gleiche Rechtsstellung zu gewähren - sind wie folgt 
übereingekommen:

Artikel 1
Allgemeine Bestimmung

1. �Die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich, die Artikel 2 
bis 34 des Abkommens auf Flüchtlinge im Sinne der nachstehenden 
Begriffsbestimmung anzuwenden.

2. �Außer für die Anwendung des Absatzes 3 dieses Artikels bezeichnet 
der Ausdruck “Flüchtling” im Sinne dieses Protokolls jede unter die 
Begriffsbestimmung des Artikels 1 des Abkommens fallende Per-
son, als seien die Worte “infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Ja-
nuar 1951 eingetreten sind, und ...” sowie die Worte “... infolge sol-
cher Ereignisse” in Artikel 1 Abschnitt A Absatz 2 nicht enthalten.

3. �Dieses Protokoll wird von seinen Vertragsstaaten ohne jede geogra-
fische Begrenzung angewendet; jedoch finden die bereits nach Ar-
tikel 1 Abschnitt B Absatz 1 Buchstabe a) des Abkommens abge-
gebenen Erklärungen von Staaten, die schon Vertragsstaaten des 
Abkommens sind, auch aufgrund dieses Protokolls Anwendung, so-
fern nicht die Verpflichtungen des betreffenden Staates nach Arti-
kel 1 Abschnitt B Absatz 2 des Abkommens erweitert worden ist.

Artikel 2
Zusammenarbeit der staatlichen Behörden mit den  
Vereinten Nationen

1. �Die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich zur Zusam-
menarbeit mit dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen oder jeder ihm etwa nachfolgenden anderen Stelle 
der Vereinten Nationen bei der Ausübung ihrer Befugnisse, insbe-
sondere zur Erleichterung ihrer Aufgabe, die Anwendung des Proto-
kolls zu überwachen.

2. �Um es dem Amt des Hohen Kommissars oder jeder ihm etwa nach-
folgenden anderen Stelle der Vereinten Nationen zu ermöglichen, 
den zuständigen Organen der Vereinten Nationen Berichte vorzule-
gen, verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Protokolls, ihnen 
in geeigneter Form die erbetenen Auskünfte und statistischen An-
gaben zu liefern über

	 a) die Lage der Flüchtlinge,
	 b) die Durchführung dieses Protokolls,
	 c) �die Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die in 

Bezug auf Flüchtlinge jetzt in Kraft sind oder künftig in Kraft sein 
werden.

Artikel 3
Auskünfte über innerstaatliche Rechtsvorschriften

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls teilen dem Generalsekretär der 
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Vereinten Nationen den Wortlaut der Gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften mit, die sie gegebenenfalls erlassen werden, um die An-
wendung dieses Protokolls sicherzustellen.

Artikel 4
Beilegung von Streitigkeiten

Jede Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten dieses Protokolls über des-
sen Auslegung oder Anwendung, die nicht auf andere Weise beigelegt 
werden kann, wird auf Antrag einer der Streitparteien dem Internatio-
nalen Gerichtshof unterbreitet.

Artikel 5
Beitritt

Dieses Protokoll liegt für alle Vertragsstaaten des Abkommens 
und jeden anderen Mitgliedstaat der Vereinten Nationen oder einer  
ihrer Sonderorganisationen sowie für jeden Staat zum Beitritt auf, 
der von der Vollversammlung eingeladen wurde, dem Protokoll beizu-
treten. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 6
Bundesstaatsklausel

Für Bundes- oder Nichteinheitsstaaten gelten folgende Bestimmungen:

a) �Soweit für bestimmte Artikel des Abkommens, die nach Artikel I Ab-
satz 1 dieses Protokolls anzuwenden sind, der Bund die Gesetzge-
bungszuständigkeit besitzt, hat die Bundesregierung die gleichen 
Verpflichtungen wie die Vertragsstaaten, die nicht Bundesstaaten 
sind;

b) �Soweit für bestimmte Artikel des Abkommens, die nach Artikel I 
Absatz 1 dieses Protokolls anzuwenden sind, die einzelnen Län-
der, Provinzen oder Kantone, die Gesetzgebungszuständigkei-
ten besitzen, ohne nach der Verfassungsordnung des Bundes zum  

Erlass von Rechtsvorschriften verpflichtet zu sein, bringt die Bun-
desregierung diese Artikel den zuständigen Stellen der einzelnen 
Länder, Provinzen oder Kantone so bald wie möglich befürwortend 
zur Kenntnis;

c) �Richtet ein Vertragsstaat dieses Protokolls über den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen eine Anfrage hinsichtlich des Rechts und 
der Praxis des Bundes und seiner Glieder in Bezug auf einzelne Be-
stimmungen des Abkommens, die nach Artikel I Absatz 1 des Pro-
tokolls anzuwenden sind, an einen Bundesstaat, der Vertragsstaat 
des Protokolls ist, so legt dieser eine Darstellung vor, aus der er-
sichtlich ist, inwieweit diese Bestimmungen durch den Erlass von 
Rechtsvorschriften oder durch sonstige Maßnahmen wirksam ge-
worden sind.

Artikel 7
Vorbehalte und Erklärungen

1. �Im Zeitpunkt seines Beitritts kann jeder Staat zu Artikel IV dieses 
Protokolls und zur Anwendung jeder Bestimmung des Abkommens - 
mit Ausnahme der Artikel 1, 3, 4, 16 Absatz 1 und 33 - nach Artikel I 
des Protokolls Vorbehalte machen, jedoch unter der Voraussetzung, 
dass im Falle eines Vertragsstaates des Abkommens die nach dem 
vorliegenden Artikel gemachten Vorbehalte sich nicht auf Flüchtlin-
ge erstrecken, für die das Abkommen gilt.

2. �Die von Vertragsstaaten des Abkommens nach dessen Artikel 42 ge-
machten Vorbehalte finden, sofern sie nicht zurückgezogen werden, 
hinsichtlich ihrer Verpflichtungen aus diesem Protokoll Anwendung.

3. �Jeder Staat, der einen Vorbehalt nach Absatz 1 dieses Artikels macht, 
kann ihn jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete diesbezügliche Mitteilung zurück-ziehen.

4. �Erklärungen, die ein diesem Protokoll beitretender Vertragsstaat 
des Abkommens nach dessen Artikel 40 Absätze 1 und 2 abgibt, 
gelten auch in Bezug auf das Protokoll, sofern nicht der betreffende 
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Vertragsstaat bei seinem Beitritt eine gegenteilige Notifikation an 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen richtet. Artikel 40 Ab-
sätze 2 und 3 und Artikel 44 Absatz 3 des Abkommens gelten ent-
sprechend für dieses Protokoll.

Artikel 8
In-Kraft-Treten

1. �Dieses Protokoll tritt am Tage der Hinterlegung der sechsten Bei-
trittsurkunde in Kraft.

2. �Für jeden Staat, der dem Protokoll nach Hinterlegung der sechsten 
Beitrittsurkunde beitritt, tritt es an dem Tage in Kraft, und dem der 
betreffende Staat seine Beitrittsurkunde hinterlegt.

Artikel 9
Kündigung

1. �Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls kann es jederzeit durch eine 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifika-
tion kündigen.

2. �Die Kündigung wird für den betreffenden Vertragsstaat ein Jahr 
nach dem Tage wirksam, an dem sie dem Generalsekretär der  
Vereinten Nationen zugegangen ist.

Artikel 10
Notifikation durch den Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert allen in Arti-
kel V bezeichneten Staaten den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Protokolls, des Beitritts sowie der Hinterlegung und Zurücknahme von 
Vorbehalten zu demselben, der Kündigung sowie der darauf bezügli-
chen Erklärungen und Notifikationen.

Artikel 11
Hinterlegung des Protokolls im Archiv des Sekretariats 
der Vereinten Nationen

Eine Ausfertigung dieses Protokolls, dessen chinesischer, enlischer, 
französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, wird nach Unterzeichnung durch den Präsidenten der 
Vollversammlung und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
im Archiv des Sekretariats der Vereinten Nationen hinterlegt. Der Ge-
neralsekretär übermittelt allen Mitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen und den anderen in Artikel V bezeichneten Staaten beglaubigte 
Abschriften.

Gemäß Artikel 11 des Protokolls haben wir dasselbe am einunddrei-
ßigsten Januar Neunzehnhundertsiebenundsechzig unterschrieben.

R. Pazhwak, Präsident der Vollversammlung der Vereinten Nationen
U Thant, Generalsekretär der Vereinten Nationen
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  Liste der Vertragsstaaten

des Abkommens vom 28. Juli 1951 und/oder des Protokolls vom  
31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge. 

Die folgenden 148 Staaten sind der Konvention von 1951 und/oder 
dem Protokoll von 1967 beigetreten. Staaten, die nur Vertragspartei 
der Konvention von 1951 sind, wurden mit (K) gekennzeichnet, jene, 
die nur dem Protokoll von 1967 beigetreten sind, mit (P).
Stand: 12. Februar 2015

* Diese Staaten haben gemäß Artikel 1 B1 der Konvention erklärt, 
dass sie unter „Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951“ eingetreten 
sind, nur Ereignisse verstehen, „die vor dem 1. Januar 1951 in Euro-
pa eingetreten sind“, d.h., dass sie keine nichteuropäischen Flüchtlin-
ge als Konventionsflüchtlinge anerkennen / aufnehmen.

Afghanistan
Ägypten
Albanien
Algerien
Angola
Antigua u. Barbuda
Äquatorialguinea
Argentinien
Armenien
Aserbaidschan
Äthiopien
Australien
Bahamas
Belarus 
Belgien
Belize
Benin

Bolivien
Bosnien und
Herzegowina
Botsuana
Brasilien
Bulgarien
Burkina Faso
Burundi
Chile
China und Macao
Costa Rica
Côte d‘Ivoire
Dänemark
Deutschland
Dominica
Dominikanische Republik
Dschibuti	

Ecuador
El Salvador
Estland
Fidschi
Finnland
Frankreich
Gabun
Gambia
Georgien
Ghana
Griechenland
Guatemala
Guinea
Guinea-Bissau
Haiti
Heiliger Stuhl (Vatikan)
Honduras

Iran, Islamische Rep.
Irland
Island
Israel
Italien
Jamaika
Japan
Jemen
Kambodscha
Kamerun
Kanada
Kap Verde (P)
Kasachstan
Kenia
Kirgisistan
Kolumbien
Kongo *
Dem. Rep Kongo
Korea (Republik)
Kroatien
Lesotho
Lettland
Liberia
Liechtenstein
Litauen
Luxemburg
Madagaskar (K) *
Malawi
Mali
Marokko
Mauretanien
Mazedonien
Mexiko
Moldau (Republik)
Monaco *

Montenegro
Mosambik
Namibia (K)
Nauru
Neuseeland
Nicaragua
Niederlande
- Aruba, Karibische 
Gebiete (P)
Niger
Nigeria
Norwegen
Österreich
Panama
Papua-Neuguinea
Paraguay
Peru
Philippinen
Polen
Portugal
Ruanda
Rumänien
Russische Föderation
Salomonen
Sambia
Samoa
São Tomé und Príncipe
Schweden
Schweiz
Senegal
Serbien
Seychellen
Sierra Leone
Simbabwe
Slowakei

Slowenien
Somalia
Spanien
St. Kitts und Nevis (K)
St. Vincent und
die Grenadinen
Südafrika
Sudan
Surinam
Swasiland
Tadschikistan
Tansania, Vereinigte
Republik
Timor-Leste
Togo
Trinidad und Tobago
Tschad
Tschechische Republik
Tunesien
Türkei *
Turkmenistan
Tuvalu
Uganda
Ukraine
Ungarn
Uruguay
Venezuela (P)
Vereinigte Staaten
von Amerika (P)
Vereinigtes Königreich
Zentralafrikanische
Republik
Zypern
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